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die fachzeitschrift für Kommunal- und
landespolitik in nordrhein-Westfalen

dr. bernd Jürgen schneider
Hauptgeschäftsführer stgb nrW

Loslegen statt abwarten
„nichtstun ist machtmissbrauch“ - mit diesem slogan hat

eine Partei im nrW-landtagswahlkampf um stimmen 

geworben. so erfolgreich, dass sie jetzt als Junior-

Koalitionspartner in der landesregierung sitzt. Jetzt muss

sie sich diesen sinnspruch selbst zu Herzen nehmen. 

regieren im land tut not. eine bundestagswahl ende 

september ist keine ausrede, angesichts möglicher 

politischer Veränderungen in berlin hier in düsseldorf die

Hände in den schoß zu legen. 

nun war der start der regierung unter ministerpräsident 

armin laschet durchaus vielversprechend. der 

Koalitionsvertrag stand in drei Wochen. das Kabinett war

rasch benannt. allerdings setzten die Wahlsieger Cdu und

fdP dabei eher auf bewährte Kräfte. 

die Perspektiven für die nrW-Kommunen insgesamt und

vor allem für den ländlichen raum sind nicht schlecht. 

einiges, was der städte- und gemeindebund nrW stets 

angemahnt, gefordert, vorgeschlagen hat, steht jetzt auf

der schwarz-gelben agenda: etwa die neuausrichtung der 

schulischen inklusion unter anerkennung der Konnexität

oder die festlegung auf das abitur nach neun schuljahren.

auch der geplante ausbau der datennetze auf gigabit- 

niveau bis 2025 entspricht einer Kernforderung des stgb nrW. 

allerdings fehlt im Koalitionsvertrag ein klares bekenntnis

zur stärkung des ländlichen raums. läuft alles so weiter wie

bisher, müssen wir mit einer digitalen spaltung des landes

rechnen. gut ist, dass das land modellprojekte zur 

Vernetzung des stationären und des digitalen Handels 

unterstützen will. allerdings braucht es hier umfassende

Konzepte und strategien, denn hier steht die 

nahversorgung des ländlichen raums auf dem spiel. Ähnlich

die Positionierung der landesregierung beim öffentlichen

nahverkehr: die attraktivität des ÖPnV auf dem land soll

erhöht werden. allerdings finden sich keine aussagen zur 

finanzierung im Koalitionsvertrag. denn nach wie vor sind

die mittel für ÖPnV ungleich verteilt zwischen großstädten

und ländlichem raum. 

nicht zufrieden sein können städte und gemeinden mit den

Koalitionsplänen zur kommunalen Wirtschaft. so soll der

mittelstand vor unfairer Konkurrenz durch öffentliche 

unternehmen geschützt werden. das gegenteil ist der fall:

stadtwerke brauchen zunächst einmal gleiche bedingungen,

um im Wettbewerb mit der freien Wirtschaft bestehen zu

können. die Wunderwaffe von ehedem „Privat vor staat“

hat sich als untauglich erwiesen. städte und gemeinden -

das wird auch diese landesregierung erkennen - sind nicht

gegner, sondern unverzichtbare Partner.

EDITORIAL
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BÜCHER UND MEDIEN

lwl-museumstour 2017/2018
Entdeckungsreise durch alle LWL-Museen,
hrsg. v. Landschaftsverband Westfalen-Lippe
(LWL), 21 x 21 cm, 96 S., kostenlos zu bestellen
über Tel. 0251-591-5599 u. E-Mail lwl-kultur-
abteilung@lwl.org  oder im Internet herunter-
zuladen unter www. lwl. org oder www.lwl-
museumstour.de 

„skulptur Projekte“, „Wasser bewegt - er-
de mensch natur“ sowie „luther. 1917 bis

heute“ und „der freiherr vom stein & Cappenberg“ - dies und mehr
bieten die museen des landschaftsverbandes Westfalen-lippe
(lWl) in der neuen museumssaison. in der broschüre finden sich in-
formationen zu allen sonderausstellungen und Veranstaltungen
der 17 lWl-institute. darüber hinaus gibt es ausflugstipps und Vor-
schläge für Kreativseminare. Wer sich beim besuch der museen den
beiliegenden lWl-museumspass stempeln lässt und einschickt, er-
hält eine belohnung.

Kommunale 
Redepraxis
V. Dr. Sylvia Löhken u. Norbert Brug-
ger, 2., erweit. u. aktualis. Aufl., 14,9
x 21 cm, 343 S., 42 Euro, Kohlhammer
Deutscher Gemeindeverlag, ISBN 3-
555-01808-9

das buch bietet eine schrittweise
anleitung, wie man gute reden vor-
bereitet und vorträgt. darüber hi-
naus werden wichtige bereiche der
verbalen Kommunikation und der
Körpersprache thematisiert. neue Kapitel gibt es zu den themen „so-
cial media“ sowie „bürgerbeteiligung und bürgermitwirkung“. Jedes
Kapitel wird durch Checklisten und Übersichten ergänzt. das buch rich-
tet sich an mandatsträger/innen und führungskräfte in Kommunen.

Zukunft im Quartier
gestalten
Beteiligung für Zuwanderer verbessern
- Hrsg. v. Bundesinstitut für Bau-, Stadt-
und Raumforschung (BBSR) im Bundes-
amt für Bauwesen und Raumordnung
(BBR), DIN A 4, 36 S., ISBN 3-87994-
195-7, kostenfrei zu beziehen über 
E-Mail Ref-1-4@bbr.bund.de oder im
Internet herunterzuladen unter www.
bbsr.bund.de 

die studie greift das thema der teil-
habe und beteiligung von Zugewanderten in Quartieren auf. ausge-
hend von der untersuchung von acht modellquartieren des städte-
bauförderprogramms „soziale stadt“ werden Handlungsbereiche und
maßnahmen vorgestellt, welche die teilhabe von Zugewanderten im
Quartier verbessern können. Zudem wird aufgezeigt, wie diese maß-
nahmen auf Quartiers- und kommunaler ebene zu unterstützen sind.

Ewigkeitsgräber und der Wunsch nach 
Ruhestätten für alle Zeit    von Jan Fallack

Bücher  36                                             Europa-News 40     

Titelfoto: eyetronic - Fotolia

18

Aktuelle Entwicklungen im Friedhofs- und 
Bestattungswesen    von Claus Hamacher 6

Virtuelle Friedhöfe und Gedenkseiten     
von Anke Offerhaus

INHALT 7�. Jahrgang september 20�7

Friedhofs- und Bestattungsgebühren 
rechtssicher kalkulieren    von Nadine Appler 15

Innovative Online-Beratung durch den NRWBot 
von Fabio De Luca und Janine Pleus

Aktuelles aus dem Online-Portal Integration 
des StGB NRW

32

28

20
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NACHRICHTEN

Start des Bund-Länder-Programms
„Integration im Quartier“
in diesem Jahr erhalten 44 Kommunen in nordrhein-Westfalen ins-
gesamt 55,4 mio. euro aus dem investitionspakt „integration im
Quartier“. Wie das nrW-Kommunal- und Heimatministerium mit-
teilte, kommt der größte teil des Programms mit 46,1 mio. euro vom
bund. das land gibt 9,3 mio. euro, und die geförderten Kommunen
beteiligen sich mit einem anteil von 6,1 mio. euro. das in diesem Jahr
erstmalig aufgelegte bund-länder-Programm unterstützt städte und
gemeinden beim um- oder neubau von bürgerhäusern und stadt-
teilzentren, bei Herstellung oder aufwertung öffentlicher Plätze so-
wie bei der modernisierung von sportstätten.

Neues kulturhistorisches Zentrum im
Westmünsterland 
das kulturhistorische Zentrum „kult - Kultur und lebendige tradition
Westmünsterland“ in der stadt Vreden ist mitte Juli 2017 eröffnet
worden. das neue Haus vereint das ehemalige Hamaland-museum,
das historische archiv des Kreises borken, das stadtarchiv Vreden, das
landeskundliche institut Westmünsterland sowie die Kultur- und Hei-
matpflege des Kreises borken. außerdem sind in dem neuen gebäude
stadtmarketing und Citymanagement Vreden untergebracht. als his-
torisches gedächtnis und kultureller Knotenpunkt soll das „kult“ die
geschichte der region bewahren und für die Zukunft erschließen.
das Zentrum wurde gemeinsam vom Kreis borken und von der stadt
Vreden im rahmen der „regionale 2016“ konzipiert und gebaut.

NRW-Kommunen stark beim 
Deutschen Nachhaltigkeitspreis
unter den 15 städten und gemeinden, die für den zehnten deutschen
nachhaltigkeitspreis nominiert wurden, sind auch sechs Kommunen
aus nordrhein-Westfalen. in der Kategorie der großstädte haben es
aachen, bottrop und gelsenkirchen in die runde der letzten fünf ge-
schafft. bei den städten mittlerer größe gehört Herten zu den fünf no-
minierten. bei den kleinen Kommunen können sich die gemeinden
Nettersheim und Saerbeck Hoffnungen auf den nachhaltigkeitspreis
machen. eine expertenjury wird ende september 2017 die preiswür-
digen Kommunen auswählen. die erfolgreichste groß-, mittel- sowie
Kleinstadt oder gemeinde erhält von der allianz umweltstiftung 
jeweils 35.000 euro für nachhaltige Projekte.

Verbrauchertipps für Flüchtlinge und
Migrant(inn)en
die Verbraucherzentrale nordrhein-Westfalen hat auf ihrem internet-
portal zehn alltags-Checklisten für flüchtlinge sowie migrant(inn)en zu-
sammengestellt. in den Verbrauchertipps geht es um themen wie Kon-
toeröffnung, Versicherungen, mobilfunkverträge, Heizen, Wasserver-
brauch und vieles mehr. die Checklisten stehen in deutsch, englisch und
arabisch zur Verfügung. außerdem erläutern in sechs Videos syrische
muttersprachler/innen die Verbrauchertipps. Zudem bietet die Verbrau-
cherzentrale Workshops für die flüchtlingshilfe vor ort an. mehr infor-
mationen im internet unter https://www.verbraucherzentrale.nrw/
mehrsprachige-infos-fuer-fluechtlinge .

Flächenentwicklung bei Friedhöfen in NRW 
am Beispiel Troisdorf     von Ulrike Tesch

                                                 Gericht in Kürze  41

T    

10

Umbettungen in der Friedhofspraxis 
von Torsten F. Barthel 24

Verbot von Grabsteinen aus Kinderarbeit 
von Matthias Menzel

26

13

Trends bei der 
Gestaltung 
von Gräbern     
von Dagmar 
Kuhle                   

  Thema   Friedhofswesen

Neuregelung der Stellplatzpflicht in NRW 
von Johannes Osing 29

Die neue Landesregierung von NRW 34



6 STÄDTE- UND GEMEINDERAT 9/2017

lich bunter geworden. Vor allem in den zu-
rückliegenden zehn Jahren hat sich die be-
stattungskultur stärker gewandelt als in
den hundert Jahren zuvor. 
Zum einen hat der anteil der Kremationen
- besonders in den großstädten - stark zu-
genommen, zumal auch die katholische
Kirche ihre Zurückhaltung gegenüber der
feuerbestattung zwischenzeitlich aufgege-

Der Wandel der Bestattungskultur und die vielfältigen Wünsche 
der Menschen für ihre Beisetzung stellen die Kommunen als 
Friedhofsträger vor ethische, rechtliche und praktische Probleme

ben hat. mittlerweile gibt es auf katholi-
schen friedhöfen urnengrabplätze, und ei-
nige profanierte - sprich: entweihte und
umgewidmete - Kirchen werden als Kolum-
barien zur aufbewahrung von urnen ge-
nutzt (siehe etwa im internet http://www.
rp-online.de/nrw/ staedte/ kamp-lintfort/
kirche-wird-zum-kolumbarium-aid-1.637
4851 ). 

Folgen der Mobilität Verstärkt fragen
bürger und bürgerinnen nach alternativen
zu den klassischen bestattungsformen, wo-
bei die dahinter liegenden motive durchaus
unterschiedlich sind. als folge der mobilität
in der gesellschaft ergeben sich häufig Kon-
stellationen, in denen die zur grabpflege
verpflichteten angehörigen nicht mehr an
dem ort wohnen, wo sich das grab befin-
det. Häufig sind auch zum Zeitpunkt des to-
des die angehörigen selbst schon in einem
alter, in dem gärtnerische arbeiten mühe
bereiten. 
deshalb stehen pflegefreie oder pflegear-
me bestattungsformen hoch im Kurs, gera-
de wenn die dauergrabpflege durch einen
friedhofsgärtner aus Kostengründen nicht
erwünscht ist. in betracht kommen anony-
me oder halbanonyme grabfelder auf Wie-

Aktuelle Entwicklungen im 
Friedhofs- und Bestattungswesen 

ie gewährleistung einer würdigen,
am Pietätsempfinden der gesell-

schaft ausgerichteten und gesundheitlich
unbedenklichen bestattung Verstorbener
zählt zu den ältesten öffentlichen aufga-
ben, die in deutschland traditionell von den
städten und gemeinden sowie den religi-
onsgemeinschaften wahrgenommen wird.
gleichwohl ist auch die ausgestaltung die-
ser aufgabe einem stetigen Wandel unter-
worfen, in dem sich Veränderungen der ge-
sellschaft widerspiegeln. 
galt vor einigen Jahrzehnten - zumindest
in den westlichen bundesländern - die Kre-
mation mit anschließender urnenbeiset-
zung noch als exot neben der allgegenwär-
tigen sargbestattung in reihen- oder
Wahlgräbern, so ist das bild heute wesent-

▲ Immer mehr Menschen entscheiden sich für eine Kremation und eine Bestattung in Urnengräbern mit geringem Pflegeaufwand

Claus Hamacher ist 
Beigeordneter für
Schule, Kultur und
Sport beim Städte-
und Gemeindebund
NRW 

DER AUTOR

D

Ruhe in 
Vielfalt FO

TO
: H

AR
TM

U
T9

10
 / 

PI
XE

LI
O

.D
E



STÄDTE- UND GEMEINDERAT 9/2017 7

THEMA FRIEDHOFSWESEN

senflächen oder unter bäumen, aber auch
die aufbewahrung von urnen in Kolumba-
rien, entweder in gebäuden oder in eigens
errichteten nischenwänden oder stelen
(beispiel: http://www.stadt-muenster.de/
de/umwelt/friedhoefe/grabarten.html#c
24025 ). 
in deutschland immer beliebter wird die
beisetzung in so genannten friedwäldern
oder ruheforsten, wobei die asche oft ohne
behältnis begraben wird. die idee stammt
aus der schweiz: durch die beisetzung an
einer baumwurzel soll der mensch in den
Kreislauf der natur zurückkehren. beliebt
ist dies bei menschen, die zum beispiel aus
der Jugendbewegung stammen und den
gedanken schön finden, in der freien natur
beerdigt zu sein. 

Individuell gestalten ein weiterer Punkt
ist sicherlich die individuelle gestaltbarkeit
der beisetzung und der trauerfeier. um
christlichen Vorbehalten gegenüber natur-
religiösen deutungen keinen Vorschub zu
leisten, waren deutsche anbieter solcher
bestattungsformen aber von anfang an be-
müht, jede ideologische festlegung zu ver-
meiden. 
so können an den ruhebäumen schilder
nicht nur mit einer nummer, sondern auch
mit dem namen und mit christlichen sym-
bolen angebracht werden. die Kremation
eröffnet weitere möglichkeiten - etwa 
unter einhaltung bestimmter Vorausset-
zungen die Verstreuung der asche auf 
geeigneten grundstücken außerhalb des
friedhofes oder auf see (§ 15 bestattungs-
gesetz - bestg nrW). 
als gegenbewegung zur anonymen beiset-
zung findet sich auch der Wunsch nach
stärker individualisierter bestattung. dabei
gibt es häufig Konflikte zwischen dem
Wunsch der Verstorbenen oder der ange-

Muslimische Bestattungen der ver-
stärkte Zuzug von menschen muslimischen
glaubens bleibt ebenfalls nicht ohne aus-
wirkungen auf die bestattungskultur. Wie
eine umfrage des städte- und gemeinde-
bundes nrW aus dem Jahre 2015 zeigt,
richten immer mehr friedhofsträger auch
im kreisangehörigen raum eigene grabfel-
der für bestattungen ein, auf denen beiset-
zungen ohne sarg nach den riten des islam
- soweit möglich - durchgeführt werden
können. 
die bei bestattung durch angehörige und
freunde entstehenden Haftungsrisiken 
versuchen die Kommunen in der regel da-
durch zu entschärfen, dass die mit der be-
stattung betrauten einen Haftungsaus-
schluss zu unterschreiben haben. dies ist
ein adäquater Weg, um einerseits den reli-
giösen gepflogenheiten der muslimischen
bevölkerung entgegenzukommen, anderer-
seits aber auch mögliche Haftungsrisiken
für die Kommune als friedhofsträger aus-
zuschließen. 

Nicht alles zulässig nicht alle Wünsche
der Verstorbenen oder der angehörigen

hörigen nach kreativer gestaltung der
grabfläche oder ungewöhnlichen grabbei-
gaben - etwa ein Harley davidson-motorrad
- und den eher konservativ formulierten
gestaltungsvorschriften der kommunalen
friedhofssatzungen. 

Frühchen-Gräber ein besonderes thema
war der Wunsch vieler eltern nach möglich-
keiten der beisetzung für Kinder, die mit ei-
nem gewicht von weniger als 500 gramm
vor, während oder nach
der geburt versterben -
die so genannten ster-
nenkinder. das bestat-
tungsgesetz nrW un-
terscheidet in § 1 nicht
mehr nach totgebur-
ten - Kinder schwerer
als 500 gramm - und
fehlgeburten. Viele
friedhöfe halten be-
sondere angebote für
die beisetzung von
fehlgeburten vor. 
ein weiterer aspekt, der
sowohl bestattungs-
pflichtige als auch fried-
hofsträger zunehmend
beschäftigt, ist die öko-
logische bilanz einer
beisetzung. diese fir-
miert unter dem stich-
wort „Co2-neutrale
bestattung“. dies hat
auswirkungen auf die
durchführung einer
Kremation, auf die art
des transports der ur-
ne auf dem friedhof
bis hin zu den für die
beisetzung verwende-
ten materialien. 

▶ Einige Kirchen-
gemeinden bieten 
Stellwände eigens 

für Urnen - hier das 
Kolumbarium in der 
St. Michael-Kirche in 
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können nach geltendem recht umgesetzt
werden. so ist in deutschland die aufbe-
wahrung der totenasche in einer urne im
Wohnzimmerschrank ebenso unzulässig
wie die tiefgekühlte lagerung eines leich-
nams in der Hoffnung darauf, dass der tech-
nische fortschritt in Zukunft eine Wieder-
erweckung ermöglicht. auch die Pressung
amorpher Kohlenstoffpartikel aus der Kre-
mierungsasche zu einem als schmuckstück
zu tragenden diamanten - die so genannte
diamantbestattung - ist nicht mit dem be-
stattungszwang nach deutschem recht
vereinbar. 
in einer rechtlichen grauzone bewegt sich
hingegen die so genannte mensch-tier-be-
stattung. immer häufiger wird von Perso-
nen, die lange mit einem Haustier gelebt
und zu diesem eine intensive beziehung
aufgebaut haben, der Wunsch geäußert,
dass sie mit diesem tier „gemeinsam be-
stattet“ werden. so bietet beispielsweise
ein privates unternehmen mit der bezeich-
nung deutsche friedhofsgesellschaft mbH
folgendes an: „an zunächst zwei standor-
ten - in braubach bei Koblenz und in essen -
können sie ein gemeinsames freund-
schafts- oder familiengrab für sich, ihre fa-
milie und ihre tiere erwerben. so regeln sie
schon zu lebzeiten verbindlich und selbst-
bestimmt ihren letzten Weg.“ 

Mensch und Tier Während der Wunsch
der betroffenen verständlich sein mag, un-
tersagt das bestattungsrecht beisetzungen,
in der menschen und tiere quasi gleichbe-
rechtigt und gleichwertig behandelt wer-
den. das bestg nrW regelt abschließend,
wer auf einem friedhof bestattet werden
darf. dies sind gemäß § 14 abs. 1 s. 1 bestg
nrW menschliche leichen sowie gemäß §
14 abs 2 s. 1 bestg nrW tot- und fehlge-
burten. 
sofern es sich um Heimtiere oder deren to-
tenasche handelt, kommt nur eine grabbei-
gabe nach § 11 abs. 1 s. 1 bestg nrW in be-
tracht. die grenze einer möglichen
grabbeigabe bestimmt § 7 bestg nrW. die
achtung der totenwürde sowie das emp-
finden der bevölkerung und der glaubens-
gemeinschaft, der die zu bestattenden an-
gehörten, werden zum maßstab für die art
von bestattungen. das gesundheitsminis-
terium nrW hat mit erlass vom 17.06.2016
deutlich gemacht, dass eine solche grabbei-
gabe in form der kremierten asche in einer
urne vorstellbar ist. Verboten ist im ergeb-
nis nur, dass menschen zusammen mit tier-
kadavern bestattet werden. 

Zwar ist es zulässig, reine tierfriedhöfe zu
errichten. nicht beantwortet ist damit aber
die frage, ob eine einrichtung denkbar wä-
re, die zugleich friedhof im sinne des be-
stattungsgesetzes als auch tierfriedhof
sein könnte. eine solche gemischte einrich-
tung würde wohl gegen § 7 abs. 1 bestg
nrW verstoßen. 

Keine Gleichbehandlung Wohl kann
heutzutage nicht mehr davon ausgegangen
werden, dass die mitbestattung von tieren
grundsätzlich einem pietätvollen umgang
mit den Verstorbenen entgegensteht. die
Widmung eines ortes für eine quasi gleich-
berechtigte behandlung von mensch und
tier würde indes die unterschiede verwi-
schen, die auch das grundgesetz durch die
betonung der Würde der menschlichen
existenz formuliert, ohne dass damit die
achtung der tiere als teil der schöpfung in
abrede gestellt werden soll. 
friedhofsträger, die eine satzungsrechtli-
che grundlage für den Wunsch nach ge-
meinsamer bestattung schaffen wollen,
sollten folgendes beachten: 

• eine gemeinsame beisetzung ist nur in
form einer grabbeigabe möglich. eine ge-
meinsame bestattung einer menschlichen
leiche mit einem tierkadaver kommt nicht
in betracht. 

• ebenso kommt eine gemeinsame Kremie-
rung nicht in betracht. 

• da eine grabbeigabe nicht nach außen
wirken soll, kann eine solche im einzelfall
unzulässig sein, wenn die gestaltung der
grabstätte den eindruck erweckt, das ver-
storbene tier werde in der Wahrnehmung
über die bestattete Person erhoben oder
zumindest mit dieser gleichgesetzt. 

• die Würdigung des tieres durch eine in-
schrift auf einem bestehenden oder ei-
nem weiteren grabmal begegnet rechtli-
chen bedenken, da es sich bei dem tier
lediglich um eine grabbeigabe handelt.
gegebenenfalls könnte ein dezenter Hin-
weis durch eine tafel außerhalb des grab-
mals zugelassen werden. 

• Wichtig ist ferner, dass die zeitlich nachfol-
gende bestattung eines menschen nach
dem begräbnis eines tieres in diesen fällen
nicht in betracht kommt. die beigabe des
tieres oder seiner asche als grabbeigabe
setzt voraus, dass zu diesem Zeitpunkt be-
reits ein menschlicher leichnam beigesetzt
worden ist oder zumindest zeitgleich bei-
gesetzt wird. 

Neue Herausforderungen die geschil-
derten entwicklungen bestimmen auch die
arbeit der kommunalen friedhofsträger.
die angebotsvielfalt auf modernen fried-
höfen verändert nicht nur deren optische
erscheinung. sie verändert auch die Pla-
nung der träger, die sich durch den zuneh-
menden Verzicht auf die klassische erdbe-
stattung einem deutlich verminderten
flächenbedarf und damit Überkapazitäten
gegenübersehen. die unterschiedlichen be-
stattungsformen müssen in eine nachvoll-
ziehbare gebührenkalkulation einfließen,
die sich nicht mehr vorrangig an der flächen-
inanspruchnahme orientiert. 
Zugleich ändern sich rechtliche bestim-
mungen, die den trägern Prüfungspflich-
ten auferlegen wie beispielsweise das Ver-
bot der Verwendung von grabsteinen aus
Kinderarbeit. insgesamt durchlebt das
friedhofs- und bestattungswesen derzeit
interessante entwicklungen mit zum teil
noch ungelösten rechtsfragen. ◼

▶ Besondere
Grabstätten 

für totgeborene
oder früh ver-

storbene Babys
helfen betrof-

fenen Eltern, 
den Verlust zu

verarbeiten
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n troisdorf verstand man wie überall bis
vor wenigen Jahren friedhofsplanung

ausschließlich als erweiterungsplanung.
Heute hingegen geht es um die reduzie-
rung von flächen. denn in den zurücklie-
genden Jahren hat sich das bestattungsver-
halten drastisch verändert. 
noch 2008 lag das Verhältnis urne zu sarg
in troisdorf bei 50:50. im Jahr 2014 erfolg-
ten bereits 75 Prozent der bestattungen in
einer urne. die steigende nachfrage führte
zum angebot alternativer bestattungsfor-
men für urnen - etwa Verstreuung, bestat-
tung unter bäumen, pflegefreie Wiesengrä-
ber, urnenkammern - wenn möglich in
abgeräumten reihengrabfeldern im be-

nig oder gar keine grabpflege durch ange-
hörige erfordern. dies führte zu einer zwei-
ten, bedeutsamen und nachhaltigen aus-
wirkung im bestand, die man lange Zeit
nicht als Problem erkannt hat. Wahlgrab-
stellen - insbesondere für särge, aber auch
für urnen - konnten nach ablauf des nut-
zungsrechts nicht mehr neu vergeben wer-
den, weil sie mit vergleichsweise hohem
Pflegeaufwand für die Hinterbliebenen ver-
bunden sind. 
dadurch entstanden auf allen friedhöfen in
den feldern für Wahlgräber kleine und gro-
ße unbelegte flächen, die dauerhaft der
städtischen unterhaltung anheimfallen.
diese entwicklung hält an. somit manifes-
tiert sich die veränderte bestattungskultur
in einem Überangebot an friedhofsfläche.
bei rund 77.000 einwohner(inne)n in elf
ortsteilen und mit gut 600 bestattungen
pro Jahr unterhält die stadt neun ortsteil-
friedhöfe mit einer gesamtfläche von 30,6

stand, aber auch auf zusätzlich bereitge-
stellten erweiterungsflächen. dabei ist zu
beachten, dass der flächenbedarf von ur-
nengrabstätten geringer ist als der von
sarggrabstätten.
die veränderte bestattungskultur ist ge-
prägt durch den trend zu gräbern, die we-

Angesichts zurückgehender Nachfrage nach Grabflächen hat die
Stadt Troisdorf zahlreiche Maßnahmen ergriffen, um die Flächen 
ihrer Friedhöfe zu reduzieren und die Kosten zu senken

I

▲ In Troisdorf wurden Wahlgräber zu pflegefreien Urnenpartnergräbern umgestaltet, in denen zwei Urnen bestattet werden können

unverhoffte 
Weite

Ulrike Tesch ist 
Leiterin des Amtes 
für Umwelt- und
Klimaschutz der 
Stadt Troisdorf

DIE AUTORIN

Flächenentwicklung bei Friedhöfen in NRW 
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rungsfläche brauchte. nun muss fläche
reduziert werden. in den friedhofsver-
waltungsprogrammen werden ruhezei-
ten und die dauer der nutzungsrechte er-
fasst, eine Übersicht in einer gekoppelten
grafik fehlte jedoch bislang. 

a. mit dem digitalen friedhofskataster dgf4
des softwareherstellers entera ist es nun
möglich, die daten des grünflächenkatas-
ters mit denen des friedhofsverwaltungs-
programms Hades zu verschneiden. da-
mit lässt sich darstellen, in welchen
grabfeldern wann ruhezeiten ablaufen.
so lässt sich anschaulich ermitteln, wel-
che flächen in welchem Zeitraum von
grabnutzung freizustellen sind.

b. Intelligente Vergabe von Wahlgräbern

mithilfe des Planungsinstrumentes wurden
auf allen friedhöfen flächen und Wahl-
grabfelder festgelegt, in denen keine neuen
rechte mehr verkauft und auch keine alter-
nativen neuen bestattungsarten mehr ein-
gerichtet werden. die bisher praktizierte
volle „Wahlfreiheit“ wurde in der friedhofs-
satzung eingeschränkt. damit wird lang-
fristig und äußerst behutsam eine aufgabe
dieser flächen möglich.

Hektar. anhand der vorliegenden Zahlen
wurde im Jahr 2014 unter idealen bedin-
gungen ein zukünftiger bedarf von etwa 20
Hektar friedhofsfläche errechnet.

Kostentreiber doch fläche ist „teuer“.
die damit verbundenen kalkulatorischen
Kosten machen in troisdorf etwa ein drittel
der grabnutzungsgebühren aus. und die
zusätzlich zu unterhaltenden flächen trei-
ben die unterhaltungskosten in die Höhe. 
Wie kann man friedhofsfläche reduzieren?
und wo das nicht möglich oder aus unter-
schiedlichen gründen nicht gewollt ist - wie
kann man zu einer deutlichen reduzierung
des unterhaltungsaufwandes kommen?
Viele maßnahmen wurden in den zurück-
liegenden Jahren in troisdorf angestoßen
und zum großen teil auch bereits umge-
setzt:

1. Reduzierung von Friedhofsfläche
durch Steuerungsinstrumente 

a. Einführung eines Planungsinstrumentes
für den Bestand

a. bis vor wenigen Jahren war friedhofspla-
nung nur dann nötig, wenn man erweite-

c. Einschränkung von Bestattungs-
Angeboten auf einzelnen Friedhöfen

c. auf einzelnen kleinen ortsteilfriedhöfen
finden schon seit vielen Jahren weniger
als zehn bestattungen pro Jahr statt. Zu-
nächst wurde daran gedacht, diese fried-
höfe über einen absehbaren Zeitraum
ganz zu schließen. letztlich werden auf
diesen beiden friedhöfen nur noch nut-
zungsrechte für urnenwahl- und urnen-
reihengrabstätten vergeben. Ziel ist es,
nach ablauf von einigen Jahren die situa-
tion neu zu prüfen und gegebenenfalls
weitere einschränkungen vorzunehmen.

2.  Aufgabe von Erweiterungs-
Flächen und Ausweisung einer 
anderen Nutzung 

eine noch nicht ausgebaute, aber im flä-
chennutzungsplan festgelegte erweite-
rungsfläche wurde komplett aufgegeben.
Hier wird ein neues Wohngebiet entstehen.
auf einer anderen, nicht mehr benötigten
erweiterungsfläche wird demnächst ein
teil als Hundefreilauffläche umzäunt und
ausgewiesen. für diese gibt es eine große
nachfrage. 

Die neue L5000er-/L6000er-Serie von Brother besticht durch den Brother PRINT AirBag, die 3 Jahre Vor-Ort-Garantie und die ultimative Wahlmög-
lichkeit für schonendes Arbeiten: Dank dem Eco-Modus im Treibermenü werden bei jedem Druckjob bis zu 99 % weniger Feinstaub-Emission, bis  
zu 415 Watt Energieersparnis und bis zu 4 dB weniger Lärm erreicht.

Druckfehler, Irrtümer und Änderungen vorbehalten. Abbildungen inkl. optionalem Zubehör

Nutzen Sie die Rahmenvereinbarung mit Brother Top-Konditionen. Weitere Informationen Ƃnden Sie unter: www.brother.de
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b. Einziehung von Wegen, Einschränkung
von Wegepflege

b. in einigen erweiterungsflächen ist noch
keine neue nutzung in sicht. dort wur-
den bereits ausgebaute Wege mit boden
abgedeckt und ebenfalls mit einer blüh-
wiesenmischung eingesät.

b. mit Hilfe der grafischen darstellung der
nutzungs- und ruhezeiten lassen sich
auch im bestand sehr leicht Wege erken-
nen und festlegen, die „grün“ werden
dürfen - sprich: in denen keine oder nur
eine auf die Verkehrssicherungspflicht
beschränkte Wegepflege stattfindet. 

Ziel Gebührenstabilität das Überange-
bot an fläche ist aufgrund des Wandels der
bestattungskultur kein speziell troisdorfer

Problem. gespräche mit
Verantwortlichen anderer
Kommunen zeigen, dass
man nahezu überall mit
dieser entwicklung kon-
frontiert ist. Hier sind ide-
en und ausdauer gefragt.
denn selbst ein modera-
ter „rückbau“ von fläche
nimmt wesentlich mehr
Zeit in anspruch als der
bau einer erweiterung. 
manche entscheidungen
erfordern mut und einen
langen atem. dennoch
sind sie notwendig, um die
friedhöfe als wesentlichen
baustein der daseinsvor-
sorge, als ort für bestat-
tungen und als hochwer-
tige grünfläche auf dauer
erschwinglich anbieten
und kostengünstig betrei-
ben zu können. ◼
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3. Anlage von Urnengemeinschaft-
Gräbern und Urnenpartnergräbern 

die Vielzahl kleiner zusammenhängender
flächen ohne nutzungsrecht und mit abge-
laufener ruhezeit in den Wahlgrabfeldern
der friedhöfe erlaubt es, friedhofsgärtnern,
die mitglied einer treuhänderisch tätigen
organisation - etwa genossenschaften,
rheinische treuhand - sind, die gestaltung
der bereiche zu überlassen - beispielsweise
als urnengemeinschaftsgräber. 
ehemalige Wahlgräber wurden zu pflege-
freien urnenpartnergräbern, in denen zwei
urnen bestattet werden können.

4. Reduzierung des 
Unterhaltungsaufwandes

a. Anlage von Blühflächen 

a. troisdorf bemüht sich als mitglied in der
organisation „Kommunen für biologische
Vielfalt“ an mehreren stellen um die stär-
kung der biodiversität. insbesondere in
nicht mehr benötigten erweiterungsflä-
chen, aber auch auf großen grünflächen
im Zentrum eines friedhofs ist die natür-
liche Vegetation geeignet, eine blühwiese
zu schaffen und damit etwas für die biodi-
versität auf der einen seite und die redu-
zierung des unterhaltungsaufwands auf
der anderen seite zu tun. andere flächen
wurden darüber hinaus mit einer geeigne-
ten Pflanzenmischung eingesät.

▶ Anhand eines 
Friedhofskatasters 

erkennt die Ver-
waltung, wann für 
jedes einzelne Grab 
das Nutzungsrecht 

ausläuft 

◀ Ein nicht mehr 
genutztes Areal 
auf dem Parkfried-
hof in Troisdorf-
Sieglar entwickelt
sich zur Blühfläche

riumphzüge nach einer gewonnenen Schlacht oder nach einem erfolgreichen
Feldzug waren im antiken Rom an der Tagesordnung. Dass aber gefeiert

wurde, obwohl das Eroberungsziel verfehlt worden war, kam nicht so häufig vor.
Nicht anders jedoch stellt sich der Triumphzug des Germanicus am 26. Mai des
Jahres 17 nach Christus in der Hauptstadt des römischen Reiches dar. 
Das LWL-Römermuseum in der Stadt Haltern hat diesem Ereignis eine Sonder-
ausstellung gewidmet. Anhand zahlreicher Originale aus der Antike - Münzen,
Herrscherbüsten und Bildtafeln aus Stein - wird erläutert, wie ein solcher Tri-
umphzug ablief. Dazu schreiten die Besucher/innen der Ausstellung buchstäblich
einen von Blütenblättern übersähten Zugweg ab. Diese Illusion wird erzeugt
durch meterlange Bahnen kunstvollen Digitaldrucks.
Der „Triumph ohne Sieg“ wird heute als strategische Entscheidung gewertet,
das teure „Germanien-Abenteuer“ gesichtswahrend zu beenden und sich auf
die Konsolidierung des Reichsgebiets zu konzentrieren. Mit dieser Schau ist die
Reihe von Gedenkausstellungen, die den Blick auf markante Punkte römischer
Geschichte in Westfalen lenken, abgeschlossen. Sie ist noch bis 5. November
2017 geöffnet. Weitere Informationen im Internet unter 
www.lwl-roemermuseum-haltern.de .

AUSSTELLUNG ZU TRIUMPHZUG IN ROM

T

Triumph ohne Sieg. Roms Ende in 
Germanien. Hrsg. v. Rudolf Aßkamp 
u. Kai Jansen, Verlag Philipp von 
Zabern, 2017, 168 S., 39,35 Euro,
ISBN 978-3-8053-5065-5
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Dagmar Kuhle ist
Landschaft- u. 
Freiraumplanerin 
bei der Arbeitsge-
meinschaft Friedhof 
und Denkmal e. V. 

In der Gestaltung von Gräbern und Grabmälern spiegeln sich 
gesellschaftliche Trends und Vorlieben wider: Der Wunsch nach 
Individualität, aber auch die Abkehr von Pomp und Aufwand

Noch nie so viel Vielfalt auf den Friedhöfen

Alles geht

ie modernität von grabgestaltung
zeigt sich nicht nur an einem, sondern

an mehreren Phänomenen, die zudem mit-
einander verwoben und zum teil sogar in
sich widersprüchlich sind. ein Charakteristi-
kum der moderne ist im hiesigen Kultur-
kreis das streben nach individualität. dieses
schlägt sich bei der Herstellung eines ein-
zelgrabmals sowohl im Prozess der anferti-
gung als auch im ergebnis nieder. 
so kann die Herstellung eines grabzeichens
zu einem länger andauernden Projekt 
werden, das steinmetz und angehörige 

D gemeinsam erarbeiten und das für die trau-
ernden zum bestandteil des abschiedneh-
mens wird. das ergebnis ist ein unikat, das
die Persönlichkeit des Verstorbenen auf 
einzigartige Weise ausdrückt. Kommen ma-
terialien, bearbeitungsarten oder gestal-
tungskonzepte hinzu, die für ein grabzei-
chen ungewöhnlich sind - etwa ein Qr-Code
- oder wird aus gründen der nachhaltigkeit
ein historischer grabstein aufgearbeitet,
drückt sich darüber einmal mehr moderni-
tät aus. 
Zugleich ist ein gegenläufiges Phänomen zu
beobachten: ebenso modern ist, sich jegli-
chen individuellen ausdrucks zu enthalten.
mit der Verbreitung der feuerbestattung
war zunächst die anonyme bestattung ent-
standen. als alternativen kamen später ra-
sengrab und gemeinschaftsgrabanlagen
hinzu. am rasengrab ließe sich als modern
bezeichnen, dass bürgerlichem repräsen-
tieren durch ein personenbezogenes, auf-

DIE AUTORIN

wändiges grabzeichen offensichtlich keine
bedeutung mehr beigemessen wird. 

Reduzierte Form ein seriell anmutendes
grabzeichen, das allen anderen in einem
grabfeld gleicht, spiegelt zum einen, dass
die gesellschaft den Verzicht auf ein auf-
wändiges grab toleriert. Zum anderen kann
es der bewussten suche nach einer redu-
zierten form entspringen. darin findet sich
eine Haltung wieder, die vor zweihundert
Jahren von angesehenen bürgern gelebt
wurde. so zum beispiel von dem architek-
ten Heinrich Jussow, der geradezu im Kon-
trast zu seinem beeindruckenden lebens-
werk ein schlichtes, wenngleich edles
grabmal wählte. 
eine solche Überlegung in die gegenwart zu
übersetzen - darin liegt die Herausforde-
rung. sie konfrontiert mit fragen. Zum bei-
spiel: macht es für die Wahrnehmung eines
grabes einen unterschied, ob das liegende,
bündig mit der rasenfläche in die erde ein-
gelassene grabzeichen eben ist oder leicht
gewölbt? damit wiederum ist unmittelbar
die frage verbunden, welchen stellenwert
die Ökonomie der Pflege erhalten soll, ob es
also für unverzichtbar gehalten wird, dass
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Dem Wunsch vieler Menschen nach einer naturnahen, individuellen Bestattung kommen die 
Kommunen durch Einrichtung von Themengrabfeldern nach 
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auf kleinen, dörflichen friedhöfen, wo in der
folge häufiger ein rasengrab eingerichtet
wird. 

Garten und Landschaft für themen-
grabfelder sind zwei motive hervorzuheben,
da mit ihnen an das Paradies als symbol an-
geknüpft wird, ohne dass der Zusammen-
hang explizit gemacht werden muss. das ei-
ne ist das motiv „garten“, das andere das
motiv „landschaft“. in der holsteinischen
stadt neumünster zum beispiel ist inner-
halb des friedhofs eine reihe von „gärten“
entstanden, so etwa der „rosendom“. ein
beispiel für „landschaft“ ist ein eichenwäld-
chen in der westfälischen stadt Hamm, das
besuchende, nachdem sie durch ein kupfer-
beschlagenes tor gegangen sind, umrunden
können. die gestaltung lässt die assoziation
zu, dass ein Übergang zwischen diesseits
und Jenseits möglich ist.
ein grundsätzliches merkmal jedes fried-
hofs ist, für Kontinuität zu stehen. in der
nordhessischen stadt bad arolsen wurde
dies bei der anlage von rasengräbern inmit-
ten eines bestandes historischer grabzei-
chen berücksichtigt. es gelang, einen bogen
zu schlagen zwischen alt und neu, indem
die neuen grabsteine in ausrichtung, mate-
rial und bearbeitung dem historischen Hin-
tergrund angepasst wurden. 
der friedhof ist traditionell ein raum, wo
symbole und sinnbilder trauer umwandeln
können. diesbezüglich geht das moderne,
individuell angefertigte grabzeichen „ganz
eigene Wege“. im gemeinschaftsgrab wird
der gedanke der gleichheit betont. im the-
mengrabfeld ist zudem mit dem gewählten
motiv eine richtung vorgegeben. ◼

Informationen im Internet unter
www.sepulkralmuseum.de 
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ein rasenmäher über die grabsteine fahren
kann? Wäre es denkbar, dass die Kosten, die
entstehen, wenn grabsteine nicht mit dem
rasenmäher zu überfahren sind, in die all-
gemeine gebühr eingearbeitet werden - zu-
gunsten einer gestaltung, die auch in die
Vertikale geht? 

In manchem gleich ein beispiel für eine
solche gestaltung findet sich auf einem
grabfeld auf dem Hauptfriedhof in der
nordhessischen stadt Kassel. dort sind
grabsteine gesetzt, die im Jahr 1955 auf der
bundesgartenschau in Kassel nach einem
entwurf der gartenarchitektin Herta Ham-
merbacher ausgestellt waren. in einigen
merkmalen sind die steine einander gleich,
was den Zusammenhang des grabfeldes er-
gibt, in anderen unterscheiden sie sich, was
die möglichkeit des Verortens, Wiederer-
kennens und erinnerns schafft. 
in diesem beispiel ist der gedanke der
gleichheit die basis, und mit Variationen
sind kleine unterschiede geschaffen. für je-
de moderne gemeinschaftsgrabanlage
stellt sich die frage, wie die beiden Pole
„gleichheit“ und „unterschiedlichkeit“ ge-
stalterisch in einklang zu bringen sind. noch
immer gehen vom Konzept Hammerba-
chers impulse zu einer gestaltung solcher
anlagen aus. dies zeigt, wie sehr dieses Kon-
zept seiner Zeit voraus war. 

Themen für Grabfelder ein anderer Weg
wird mit themengrabfeldern eingeschla-
gen. sie tragen namen wie „fluss des le-
bens“ oder „schmetterlingsgarten“. in erst-
genannter gestaltung wird mit dem fluss
auf die stete Veränderung des lebens ange-
spielt. Zugleich wird mit diesem motiv seit
der Zeit der romantik, ausgelöst durch
Überlegungen des gartentheoretikers C. C.
l. Hirschfeld, in Verbindung gebracht, dass
sich die emotion „trauer“ allmählich in
freude verwandelt.
im „schmetterlingsgarten“ hingegen wer-
den Pflanzen verwendet, die gerne von
schmetterlingen aufgesucht werden, und
insbesondere dieser Zusammenhang wird
zur sommerzeit von besuchenden als äu-
ßerst lebendige Verbindung zur natur emp-
funden. Zugleich war der schmetterling his-
torisch gesehen stets symbol für die
Verwandlung des lebens. 
an kleinen, dörflichen friedhöfen, bei denen
die symbolik, für eine gemeinschaft zu ste-
hen, noch sichtbar ist, wie an großen, gar-
tenarchitektonisch geplanten friedhöfen
wird deutlich, dass auch der art und Weise,
wie moderne grabformen in den friedhofs-
bestand eingefügt werden, aufmerksam-
keit zu schenken ist. ein Weg, geschichtli-
ches mit gegenwärtigem zu verbinden, ist
beispielsweise, historische grabsteine als
gedenkzeichen für ein gemeinschaftsgrab-
feld zu verwenden. eine Voraussetzung
hierfür ist, dass die grabzeichen geeignet
sind, „geschichten zu erzählen“. 
als beispiel sei das so genannte engelgrab
auf dem Hauptfriedhof in Kassel genannt.
dort stellt ein engel durch seine blickrich-
tung symbolisch eine Verbindung zum Him-
mel her. auf städtischen friedhöfen ist der
fundus für eine solche anlage in frage kom-
mender grabzeichen sicherlich größer als

▲ Rasengräber sind eine kostengünstige 
und besonders pflegeleichte Alternative zum 
individuell gestalteten Wahlgrab

◀ Die Grabanlage
„Fluss des Lebens“
auf dem Alten 
Friedhof Billerbeck
hat in der Bevölke-
rung positive 
Resonanz gefunden
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▲ Die veränderte Bestattungskultur wirkt sich auch auf die Finanzierung der Friedhöfe und damit auf die Gebühren aus

ie refinanzierung von friedhöfen steht
in der heutigen Zeit vor immer neuen

Herausforderungen. neben einer vermehr-
ten nachfrage nach urnengräbern, die seit
einigen Jahren erkennbar ist, nimmt auch
das angebot von und die nachfrage nach
alternativen grabstätten ständig zu - etwa

rechtssichere Kalkulation der friedhofsge-
bühren zu erstellen und vor allem fortzu-
führen. nur auf diese Weise können kom-
munale friedhöfe auf dauer refinanziert
werden. 

Weg vom Flächenmaßstab um dem
sich wandelnden bestattungsverhalten
auch aus gebührenrechtlicher sicht gerecht
zu werden, ist es notwendig, bei der Kalku-
lation der nutzungsgebühren den trend hin
zu urnenbestattung und bestattung in al-
ternativen grabstätten zu berücksichtigen.
der flächenmaßstab allein stellt hierfür kei-
ne geeignete grundlage dar.
die nutzungsgebühren werden daher im-
mer häufiger mittels der so genannten
Äquivalenzziffernmethode berechnet. da-
bei werden einzelne grabarten mittels fak-
toren gewichtet, die es ermöglichen, die
leistungen für die einzelnen gräber stärker
oder schwächer zu berücksichtigen. aus-

Kolumbarien, gemeinschaftsgrabstätten
inklusive Pflege, streufelder und Ähnliches. 
somit werden viele friedhofsflächen, die
seinerzeit als reserve für die Herstellung
neuer gräber freigehalten und in den 
friedhof einbezogen wurden, heutzutage
schlichtweg überflüssig. Zudem werden
Wahlgräber nur noch vereinzelt verlängert,
sodass es teilweise zu großen lücken auf
den gräberfeldern kommt. 
auch die nutzung der friedhofskapellen
und leichenkammern ist in den meisten
Kommunen stark rückläufig. somit können
die laufenden Kosten nicht mehr durch 
gebühren gedeckt werden. daher ist es um-
so wichtiger, eine nachvollziehbare und

Kommunen stehen vor der Aufgabe, die Kosten ihrer Friedhöfe 
gerecht und juristisch korrekt auf die Nutzenden umzulegen - 
nicht einfach angesichts des Trends zu preiswerten Bestattungen 

Mit spitzem Stift

Nadine Appler ist 
Referentin für 
Gebührenrecht bei
der Kommunal 
Agentur NRW GmbH

DIE AUTORIN

Friedhofsgebühren rechtssicher kalkulieren

D
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gemäß dem Verbot der Quersubventionie-
rung ist es jedoch erforderlich, dass alle Kos-
ten, die einzig und allein für die neue anla-
ge anfallen, auch nur in die gebührensätze
dieser anlage eingerechnet werden. denn
diese leistungen - etwa abschreibung für
urnenstelen und Kolumbarien - kommen
nur den nutzenden der anlage zugute. 

Grünpolitischer Wert Problematisch bei
der Kalkulation der grabnutzungsgebühren
sind oft die Kosten, die bei der Pflege des so
genannten öffentlichen grüns entstehen.
ansatzpunkt ist die Überlegung, dass die
nutzenden eines friedhofs nicht mit Kosten
belastet werden dürfen, die nicht ihnen,
sondern dem allgemeinen interesse zuzu-
ordnen sind. 
da friedhöfe oft auch ökologische bedeu-
tung haben und eine erholungsfunktion
wahrnehmen, wird argumentiert, dass ein
teil der grünflächen diesem Zusatzzweck
dient und deshalb die Kosten für die Pflege
dieser flächen nicht bei der Kalkulation der
friedhofsgebühren berücksichtigt werden
dürfen. Zu der thematik liegen bereits eini-
ge gerichtsentscheidungen vor�.
in der Praxis hat sich die berücksichtigung
des grünpolitischen Wertes überwiegend
durchgesetzt. auf der grundlage der zitier-
ten rechtsprechung werden von den fried-
hofsträgern - je nach örtlichen gegebenhei-
ten - unterschiedliche Werte festgelegt. ein
veranschlagter Wert von 15 Prozent dürfte
rechtlich kaum angreifbar sein. 
Wird der grünpolitische Wert allerdings zu
gering festgesetzt, könnten den gebühren-
pflichtigen in unzulässiger Weise Kosten
auferlegt werden, die an sich von der allge-

gangspunkt ist dabei stets das reihengrab
als „standardgrab“. Zu betrachtende Krite-
rien sind beispielsweise:

• die fläche der gräber
• der individuelle oder anonyme Charakter
   einer grabart
• die möglichkeit einer Verlängerung der

grabstätte
• ein fester bestattungsort
• der bedarf an Pflege einer grabstätte

durch die Kommune
• mögliche mehrfachbestattung in einer
   grabstelle 

diese Kriterien werden mittels faktoren ge-
wichtet, sodass sich am ende eine Äquiva-
lenzziffer für die Wahl und gestaltung der
einzelnen grabart ergibt. ausgangspunkt
ist das einfache reihengrab. dieses wird
hinsichtlich der genannten Kriterien mit
dem grundwert 1 bemessen. abweichun-
gen der anderen grabarten drücken sich
durch abzüge von 0,1/0,2 (oder höher) bei
geringerer leistung oder Zuschläge von
0,1/0,2 (oder höher) bei höherer leistung
aus.
bei der einführung neuer, alternativer
grabarten - beispielsweise Kolumbarien,
urnenstelen, urnengärten, aschestreufel-
der und Ähnliches - ist stets zu prüfen, ob
sich diese grabarten in das bestehende Kal-
kulationsschema integrieren lassen oder ob
für diese grabarten eine separate Kalkula-
tion vorgenommen werden muss. dies
hängt in erster linie davon ab, ob sich der
errichtungs- und insbesondere der unter-
haltungsaufwand strikt von den übrigen
grabarten trennen lässt. 

meinheit zu tragen wären. es sollte daher
beim grünpolitischen Wert im Zweifel im-
mer ein höherer Prozentsatz gewählt wer-
den.

Erbe Nutzungsrecht in der jüngsten Ver-
gangenheit kamen immer wieder fragen
auf, was mit einem grabnutzungsrecht ge-
schieht, wenn der oder die nutzungsberech-
tigte verstirbt. dabei geht es auch um die
rechtliche Qualifizierung von grabnut-
zungsrechten. das oberverwaltungsgericht
schleswig-Holstein urteilte am 14.04.20162,
dass das grabnutzungsrecht nicht unmittel-
bar dem bürgerlichen erbrecht unterliegt.
demnach dient das zwischen dem oder der
ursprünglich nutzungsberechtigten und
dem friedhofsträger geschlossene öffent-
lich-rechtliche nutzungsverhältnis der erfül-
lung der bestattungspflicht und nimmt
nicht wie ein privates recht am rechtsver-
kehr teil.
das Verwaltungsgericht saarlouis ent-
schied zudem am 23.05.20163, dass die „er-
benstellung allein keinen tauglichen an-
knüpfungspunkt für die bestimmung des
schuldners der erhobenen friedhofsgebühr
darstellt." Zur gebührenzahlung sei ver-
pflichtet, wer die bestattung selbst oder
über einen beauftragten veranlasst habe.

Friedhofshallen teuer ein weiterer ne-
gativtrend zeigt sich in den meisten Kom-
munen bei den gebühren für die nutzung
von friedhofskapellen für trauerfeiern so-
wie für die nutzung von sargkammern.
Weil immer mehr bestattungsunterneh-
men eigene sarg- oder Kühlkammern vor-
halten und räume für die abhaltung von
trauerfeiern anbieten, ist die nutzung der
kommunalen trauerhallen stark rückläufig. 
da die unterhaltungskosten der trauerhal-
len und sargkammern über die Jahre jedoch
nicht geringer werden, führt dies zu einem
kontinuierlichen anstieg der gebühren in
diesem bereich. teilweise müssen die Hal-
len noch abgeschrieben werden oder verur-
sachen hohe sanierungs- und Pflegekosten.
die sargkammern schlagen insbesondere
mit hohen stromkosten zu buche. auf dau-
er kann es sinnvoll sein, die Kosten für die
trauerhallen zu senken. einige Kommunen
sind daher bereits dazu übergegangen,
trauerhallen zu schließen und dann zu ver-
kaufen oder anderweitig zu nutzen.

▲ Friedhofskapellen werden immer seltener für Trauerfeiern genutzt, was zu 
Einnahmeverlusten bei den Kommunen führt
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telwert aus den zurückliegenden 50 Jahren
für das Kalkulationsjahr 2018. 
Kalkulatorische Zinsen können grundsätz-
lich auch für die anschaffungskosten eines
friedhofsgrundstücks angesetzt werden7.
allerdings entfällt diese möglichkeit, wenn
die für den friedhof genutzten grundstücke
bereits seit unvordenklicher Zeit im eigen-
tum der Kommune stehen. 

Zusätzliche Unterhaltungsgebühr?
einige Kommunen sind auf die idee gekom-
men, zur deckung der laufenden Kosten -
insbesondere gärtnerische Pflege, Kosten
der Wirtschaftsgebäude - jährlich wieder-
kehrende unterhaltungsgebühren von den
nutzungsberechtigten der grabstellen zu
erheben. das ist rechtlich im grunde ge-
nommen zulässig. die nachträgliche ein-
führung einer friedhofsunterhaltungsge-
bühr für die inhaber/innen des nutzungs-
rechts an grabstellen, deren ruhezeit noch
nicht abgelaufen ist, verstößt auch nicht 
gegen art. 14 abs. 1 grundgesetz (gg).8

dennoch ist zu gewährleisten, dass bei
fortbestehenden nutzungsrechten keine
doppelbelastung eintritt. Von dieser ge-
bühr müssten nämlich zunächst die alt-
nutzenden entlastet werden, die diese
Kosten bereits mit der Zahlung der einma-
ligen grabnutzungsgebühr entrichtet ha-
ben. sie haben bei einem Kalkulationssys-
tem, bei dem die unterhaltungskosten
vorab auf die bestattungsfälle im Kalkula-
tionszeitraum verteilt werden, bereits ih-
ren anteil an den laufenden Kosten für die
unterhaltung übernommen und können
nicht erneut dazu herangezogen werden.9

nur wenn seinerzeit die grabnutzungsge-
bühr nicht kostendeckend war, kann die
einführung einer - nach alt- und neunut-

Kalkulatorischer Zinssatz nach § 6 abs.
2 satz 2 Kommunalabgabengesetz (Kag)
nrW gehört zu den Kosten auch eine ange-
messene Verzinsung des aufgewendeten
Kapitals, wobei der aus beiträgen und Zu-
schüssen aufgebrachte eigenkapitalanteil
(abzugskapital) außer betracht bleibt. eine
Verzinsung ist immer nur auf der grundlage
des anschaffungs- und Herstellungswertes
zulässig. dabei ist der anschaffungsrest-
wert - auch restbuchwert genannt - basis
für die Verzinsung. diese ergibt sich aus
dem aufgewandten Kapital abzüglich der
abschreibungen und des abzugskapitals.4 

maßgeblich für die ermittlung eines ange-
messenen kalkulatorischen Zinssatzes sind
nach einem urteil des oberverwaltungsge-
richts (oVg) nrW5 langfristige durch-
schnittswerte für öffentliche anleihen - 
etwa durchschnittswerte der emissions-
renditen für festverzinsliche Wertpapiere
inländischer öffentlicher emittenten. der
daran auszurichtende Zinssatz darf nach
dem oVg nrW die durchschnittswerte um
maximal 0,5 Prozentpunkte übersteigen.
eine entsprechende langfristige Zinsreihe
veröffentlicht die deutsche bundesbank im
internet unter www.bundesbank.de .6

diese rechtsprechung ist insbesondere für
abwasserkanäle entwickelt worden, die ei-
ne abschreibungsdauer von mindestens 50
Jahren haben. deshalb ist zu berücksichti-
gen, dass bei anlagegütern, die eine kürzere
nutzungsdauer haben - etwa zehn Jahre -,
derzeit unklar ist, ob der maximale Zinssatz
auch hier angesetzt werden darf. insofern
bringt ein kalkulatorischer Zinssatz von le-
diglich vier bis fünf Prozent ein höheres
maß an rechtssicherheit gegenüber einem
derzeit geltenden maximalen kalkulatori-
schen Zinssatz von 6,41 Prozent, dem mit-

zenden differenzierten - unterhaltungsge-
bühr auch für altnutzende in betracht
kommen.�0

ohnehin ist die einführung einer jährlich zu
erhebenden unterhaltungsgebühr unprak-
tikabel. in der regel lohnt sie den Verwal-
tungsaufwand für die erhebung nicht. im
Verlauf der ruhe- und nutzungszeit ster-
ben auch nutzungsberechtigte und werden
beerbt. die erben müssten dann als gebüh-
renpflichtige ermittelt werden. andere nut-
zungsberechtigte wechseln ihre anschrift.
die neuen adressen müssten dann für die
Heranziehung ermittelt werden. 

Bewertung von Reserveflächen im
Vorfeld einer friedhofsgebührenkalkulati-
on ist stets die frage zu klären, in welchem
umfang Vorhalte- und Überhangflächen in
die Kalkulation einbezogen werden kön-
nen. gerade vor dem Hintergrund, dass die
nachfrage nach klassischen gräbern - ins-
besondere erdreihen- und Wahlgräber - in
den meisten Kommunen stark rückläufig
ist, ist fraglich, ob die ursprüngliche bereit-
stellung von flächen für solche gräber mit
der aktuellen situation auf den friedhöfen
noch vereinbar ist.��

die Kommunal agentur nrW hat sich durch
ihre jahrelange beratungstätigkeit im be-
reich der Kommunalabgaben das Vertrauen
der nordrhein-westfälischen Kommunen
erworben und steht auch den friedhofsträ-
gern als kompetente und erfahrene an-
sprechpartnerin zur Verfügung bei der 
suche nach lösungen für einen wirtschaft-
lichen friedhofsbetrieb. als grundlage
dient unter anderem eine gebührenkalku-
lation, die den rechtlichen anforderungen
des Kag nrW sowie weiteren relevanten
normen gerecht wird. ◼

Bei der Kalkulation der Gebühren müssen die Kommunen
Pflege und Unterhaltung ihrer Friedhöfe genau berechnen
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4   schulte/Wiesemann in: driehaus, a.a.o., §, 6, rn. 152
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rufbar unter www.nrwe.de
6   menü: statistik / Zinsen, rendite / Zeitreihen / umlauf-

renditen festverzinslicher Wertpapiere inländischer emit-
tenten / umlaufsrenditen nach Wertpapierarten (mo-
nats- und tageswerte) / Wu 004: umlaufsrenditen inlän-
discher inhaberschuldverschreibungen-anleihen der öf-
fentlichen Hand-monatsdurchschnitte)

7 brüning in: driehaus, Kommunalabgabenrecht, Kom-
mentar, § 6, rn. 488f.

8  bVerwg, nVwZ 2002, 609 = KstZ 2002, 118; vgl. menzel/
Hamacher, Kommunalabgabengesetz, Kommentar, § 6,
rn. 361

9   oVg münster, beschluss vom 02.07.2009 - 14 a 1024/07.
�0 Vg gelsenkirchen, urteil vom 23.01.2003 - 13 K 4860/01.
�� Vgl. dazu gawel, friedhofskultur 1/2010, s. 37, 38;

Wirz/Keldenich: friedhofs- und bestattungsgebühren, 4.
aufl., s. 48, 59; driehaus-brüning, Kommunalabgaben-
recht, Kommentar, 38. ergl., § 6 rn. 488f.; mies, neue We-
ge für friedhöfe in großstädten. entwicklungen der be-
stattungsplätze vom 20. in das 21. Jahrhundert in den
neuen bundesländern, s. 51
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as friedhofsrecht in nordrhein-Westfa-
len ist geprägt durch das Prinzip der Pe-

riodizität. doch die zeitliche begrenzung des
institutionalisierten gedenkens an die Ver-
storbenen gerät vielfach in Konflikt mit dem
bedürfnis nach dauerhaftem erhalt be-
stimmter grabstätten.
„gestern standen wir am abgrund - heute
sind wir einen schritt weiter“. dieses geflü-
gelte Wort werden manche friedhofsver-
waltungsamtsleitungen hin und wieder mit
einem doppelten augenzwinkern vor sich
hin gesprochen haben, wenn neue entwick-
lungen die gut geordneten abläufe ihrer ein-
richtungen durcheinanderbrachten. in der
tat unterliegt die bestattungskultur einem
stetigen Wandel�. Von „green burials“2über
deich-urnengräber3 und mensch-tier-be-
stattungen4 bis hin zu „memoriam-gär-
ten“5 - die Wünsche der Verstorbenen und
ihrer Hinterbliebenen sind so vielfältig wie
die gesellschaft selbst. 

ein immer wieder geäußerter Wunsch ist
die möglichkeit der belegung eines so ge-
nannten ewigkeitsgrabs, also einer grab-
stätte, die so lange bestehen bleibt, wie der
friedhof selbst existiert. solche grabstät-
ten haben die friedhofsträger bislang in
der regel als Hindernis bei der friedhofs-
planung und -bewirtschaftung empfun-
den.6

diese anschauung könnte sich wandeln,
wenn durch das veränderte nutzungsver-
halten auf den friedhöfen immer mehr 
freiflächen zur Verfügung stehen. schon

Auf ewig

Während derzeit praktisch nur Kriegsgräber und Gräber von Opfern
der NS-Gewaltherrschaft auf Dauer bestehen können, zeigen 
mittlerweile auch Privatpersonen Interesse an Ewigkeitsgräbern

Wunsch: Ruhestätte für alle Zeit

▲ Wie in vielen Kommunen wird auf dem Friedhof Königesch in Rheine der im Zweiten Weltkrieg gefallenen Soldaten und Zivilsten gedacht

D

heute werden vereinzelt ewigkeitsgräber
aus politischen, kulturellen und religiös-
weltanschaulichen gründen erhalten und
neu angelegt. Überwiegend werden ent-
sprechende anträge jedoch abgelehnt. 

Krieg und NS-Gewalt auf der grundlage
der konkurrierenden gesetzgebungskom-
petenz des bundes aus art. 74 abs. 1 nr. 10
grundgesetz (gg)7 ordnen §§ 1 abs. 1-28, 2 9

gräbergesetz des bundes (gräbg) die dau-
erhafte erhaltung der gräber bestimmter
opfer von Krieg und gewaltherrschaft an,
um diesen Personen „in besonderer Weise
zu gedenken und für zukünftige generatio-
nen die erinnerung daran wach zu halten,
welche schrecklichen folgen Krieg und ge-
waltherrschaft haben“.
§ 3�0 abs. 1-2 gräbergesetz sieht einen - für
gebietskörperschaften eingeschränkten -
anspruch auf entschädigung für die dul-
dung einer grabstätte vor, der per erlass��

konkretisiert worden ist. darin finden sich
insbesondere Vorgaben für den fall, dass die
gräber durch kommunale friedhofsträger
gepflegt werden. auf diese Weise finanziert
der bund vor allem die dauererhaltung von
gräbern der in den beiden Weltkriegen ge-
fallenen soldaten sowie von gräbern der
opfer nationalsozialistischer gewaltherr-
schaft. dabei gelten überwiegend stichtags-
regelungen.

Dr. Jan Fallack ist 
Referent für Friedhofs-
wesen beim Städte- und
Gemeindebund NRW
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Jüdische Friedhöfe es hat in deutschland
seit jeher eigene friedhöfe der - heute als öf-
fentlich-rechtliche Körperschaften organi-
sierten - jüdischen gemeinden gegeben. ob-
wohl viele dieser einrichtungen während der
nationalsozialistischen gewaltherrschaft
beschädigt oder zerstört wurden, existieren
noch immer 373 jüdische friedhöfe in nord-
rhein-Westfalen.�2 sie gewähren den dort
beigesetzten Verstorbenen aus religiösen
gründen ein ewiges ruherecht.
aus respekt vor der historischen Verantwor-
tung für das jüdische leben in deutschland
unterstützt das land nordrhein-Westfalen
die jüdische gemeinschaft zur deckung lau-
fender ausgaben für religiöse und kulturelle
bedürfnisse sowie für ihre Verwaltung mit
sieben mio. euro pro Jahr und weiteren Zu-
wendungen. diese werden für die erfüllung
bestimmter aufgaben gewährt, darunter die
der jüdischen tradition entsprechende er-
haltung und Pflege der jüdischen friedhöfe.
�3 den jüdischen gemeinden kommt inso-
weit eine sonderstellung zu, die andere re-
ligionsgemeinschaften nicht genießen.

Sinti und Roma die interessenvertretun-
gen der sinti und roma in deutschland for-
dern bereits seit dem Jahr 2004, „dass die
derzeit schätzungsweise 2.600 in deutsch-
land liegenden grabstätten ns-verfolgter
sinti und roma dauerhaft als familienge-
dächtnisstätten und als öffentliche lernorte
in staatliche obhut genommen werden.“�4

dieses ansinnen hat nennenswerten politi-
schen und gesellschaftlichen rückhalt ge-
funden. die länder bayern, baden-Würt-
temberg und thüringen mit bremen
brachten 2012 einen antrag in den bundes-
rat ein. dieser sah vor, den opferbegriff des

gräbergesetzes dahingehend zu erweitern,
„dass die gräber aller sinti und roma, die
opfer nationalsozialistischer Verfolgung ge-
wesen sind, öffentlich gepflegt und auf dau-
er erhalten werden - und zwar unabhängig
davon, ob eine Kausalität zwischen Verfol-
gung und tod besteht oder der stichtag des
gräbergesetzes 31. märz 1952 eingehalten
ist“.�5 bis dato ist im gräbergesetz lediglich
die Pflege der gräber unmittelbarer opfer
der gewaltherrschaft der nationalsozialis-
ten auf Kosten des bundes geregelt.
der bundesrat machte sich diese initiative
zu eigen und forderte die bundesregierung
auf, sicherzustellen, dass auch diejenigen in
deutschland liegenden gräber der opfer
nationalsozialistischer gewaltmaßnah-
men, die nicht unter den schutz des gräber-
gesetzes fallen, öffentlich gepflegt und auf
dauer erhalten werden.�6

Zurückhaltung beim Bund die bun-
desregierung - hier das zuständige bundes-
ministerin für familie, senioren, frauen
und Jugend - brachte jedoch grundlegende
bedenken gegen das geplante Verfahren
vor: „Wenn die Kausalität zwischen der
Verfolgungsmaßnahme und dem tod und
die stichtagsregelung, die dem Ziel der be-
weiserleichterung diente, nicht mehr gel-
ten sollen, wird ein neuer und juristisch
wenig präziser opferbegriff eingeführt,
der zu rechtsstreitigkeiten führen könnte.
langjährige gerichtsverfahren über den
individuellen opferstatus dürften jedoch
dem andenken der betroffenen nicht an-
gemessen sein und sollten auch im Hin-
blick auf den grundsatz der rechtssicher-
heit vermieden werden. […] Wir sollten an
der bisherigen opferdefinition des gräber-

rechtes festhalten.“�7 seitdem haben sich
die gesetzgebenden organe weder des bun-
des noch des landes nordrhein-Westfalen
mit der thematik weiter befasst. in einigen
anderen bundesländern existieren landes-
rechtliche regelungen, die den erhalt der
gräber auf Kosten des landes ermöglichen.
diese regelungen stellen im Verständnis
der jeweiligen landesgesetzgeber Über-
gangsvorschriften dar, die bis zum inkraft-
treten einer bundeseinheitlichen regelung
gelten sollen. 

Vorerst nur Ehrengrab ob es eine solche
regelung auf bundesebene irgendwann ge-
ben wird, ist derzeit nicht absehbar. bund
und länder haben am 09.12.2016 im rah-
men der ministerpräsidentenkonferenz in
berlin das anliegen der sinti und roma
zum ruherecht für grabstätten der unter
der nationalsozialistischen gewaltherr-
schaft verfolgten sinti und roma im grund-
satz begrüßt. Hinsichtlich der Kosten - der
bund möchte allenfalls die friedhofsgebüh-
ren anteilig übernehmen - und der rechtli-
chen ausgestaltung ist bislang keine einig-
keit erzielt worden. 
bis auf weiteres bleibt es daher dabei, dass
Kommunen in nordrhein-Westfalen, die
solche gräber dauerhaft erhalten möchten,
dies mittels des in vielen friedhofsatzun-
gen vorgesehenen instruments des ehren-
grabs auf eigene Kosten tun müssen. in fäl-
len besonders bedeutender grabstätten
kommt zudem die ausweisung und Über-
nahme eines denkmals durch die Kommu-
ne in betracht.

Immer mehr auf Ewigkeit? auch jen-
seits der geschilderten ausnahmefälle kann
es ein legitimes interesse an der einrichtung
von ewigkeitsgräbern geben. so kann bei-
spielsweise einer stiftung durch ihren stif-
ter aufgetragen sein, seine grabstätte über
die erwerbszeit eines Wahlgrabes hinaus zu
erhalten. regelmäßig wird das interesse al-
lerdings religiöser natur sein. so schreibt
zum beispiel der islam die bestattung in ei-
ner ewigen ruhestätte vor.�8 ebenso ten-
dieren die nicht-abrahamitischen Weltreli-
gionen - buddhismus und Hinduismus - in
diese richtung.�9

die kommunalen friedhofsträger sind gut
beraten, diese bedürfnisse ernst zu neh-
men. denn auch nichtchristliche religionen
haben die möglichkeit, durch die Zuerken-
nung des status einer öffentlich-rechtlichen
religionsgemeinschaft selbst friedhofsträ-
ger zu werden20. 

� Vgl. meißner, friedhofskultur 04/2016, 32 f. (passim);
05/2016, 38 f. (passim). 

2 Vgl. leisner, in: friedhofskultur 08/2016, 28-30 (passim). 
3 Vgl. Klawitter, in: friedhofskultur 01/2017, 40-42 (passim). 
4 Vgl. schonschek, friedhofskultur 08/2015, 8 f. (passim);

spranger, friedhofskultur 09/2015, 32 f. (passim).
5 Vgl. Klawitter, in: friedhofskultur 03/2017, 28-32 (passim). 
6 siehe spranger, friedhofskultur 12/2014, 28 f. (28). 
7 grundgesetz für die bundesrepublik deutschland v.

23.05.1949 (bgbl. 1949, nr. 1, 1-20); art. 74 i.d.f. d. geset-
zes zur Änderung des grundgesetzes v. 28.08.2006 (bgbl.
2006 i, nr. 41, 2034-2038). 

8 gesetz über die erhaltung der gräber der opfer von Krieg
und gewaltherrschaft (gräbergesetz) v. 01.07.1965 (bgbl.
1965 i, nr. 29, 589-592); § 1 i.d.f. d. dritten Änderungsge-
setzes v. 06.12.2011 (bgbl. 2011 i, nr. 63, 2507 f.). 

9 § 2 i.d.f. d. Zweiten gesetzes zur modernisierung des Kos-
tenrechts (2. Kostenrechtsmodernisierungsgesetz - 2.
Kostrmog) v. 29.07.2013 (bgbl. 2013 i, nr. 42, 2586-
2712). 

�0 § 3 i.d.f. d. dritten Änderungsgesetzes (fn. 8).
�� allgemeine Verwaltungsvorschrift zum gräbergesetz

(gräbVwV) des bundesministeriums für familie, senio-
ren, frauen und Jugend (bmfsfJ) i. d. f. v. 12.09.2007
(gmbl. 2007, nr. 45, 912-917). 

�2 Vgl. https://goo.gl/Ki14uZ (de.wikipedia.org, abgerufen
am 29.06.2017). 

�3 gesetz zu dem Vertrag zwischen dem land nordrhein-
Westfalen und dem landesverband der Jüdischen ge-
meinden von nordrhein, Körperschaft des öffentlichen
rechts, dem landesverband der Jüdischen Kultusge-
meinden von Westfalen, Körperschaft des öffentlichen
rechts, und der synagogen-gemeinde Köln, Körper-
schaft des öffentlichen rechts v. 08.06.1993 (gV. nrW.
1993, nr. 30, 314-316, u. nr. 53, 589) i.d.f. d. gesetzes
zum Vierten Änderungsvertrag v. 05.11.2013 (gV. nrW.
2013, nr. 35, 627 f.). 

�4 Zentralrat deutscher sinti und roma e.V., schriftenreihe
band 10: dauerhafter erhalt der grabstätten ns-verfolg-
ter sinti und roma, Heidelberg 2016, s. 6.

�5 bundesratsdrucksache 543/12 v. 12.09.2012, s. 3.
�6 bundesratsdrucksache 543/12(b) v. 12.10.2012.
�7 bundesratsdrucksache zu 543/12(b) v. 18.03.2013.
�8 siehe Holland, muslimische bestattungsriten und deut-

sches friedhofs- und bestattungsrecht, 1. aufl. 2015, C.
Vi. 1 (s. 41-47). 

�9 Vgl. arnich, friedhofskultur 02/2016, 28 f. (passim); Hap-
pe, friedhofskultur 02/2016, 26 f. (passim). 

20 Vgl. spranger, friedhofskultur 11/2014, 42 f. (passim):
ahmadiyya muslim Jamaat in Hamburg und Hessen. 
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der städte- und gemeindebund nrW wird
prüfen, ob eine regelung für ewigkeitsgrä-
ber, wie sie zum beispiel in der friedhofssat-
zung der stadt Karlsruhe enthalten ist21, in
seine eigene mustersatzung übernommen
werden kann. dort heißt es: „Wird das nut-
zungsrecht einer grabstätte für die dauer
von 40 Jahren, bei den Kolumbariennischen
[...] auf 50 Jahre und für eine gruft […] auf
100 Jahre im Voraus erworben, werden nach
diesem Zeitpunkt keine grabgebühren
mehr fällig. das nutzungsrecht läuft in die-
sen fällen auf unbestimmte Zeit und wird
nur in folgenden fällen beendigt: […]“
dabei sind rechtstechnische fragen22 eben-
so wie die nach der existenz einer christlich-
abendländischen friedhofsleitkultur23 zu
beantworten. die entscheidung über die
transformation in das ortsrecht der Kom-
mune wird aber in jedem fall in der Hand
der selbstverwaltungsträger bleiben. denn
diese sind zur beurteilung der bedürfnisse
vor ort am besten geeignet und allein dazu
befugt. ◼

2�§ 15 abs. 12 der friedhofsatzung der stadt Karlsruhe v.
18.12.2012 (amtsblatt v. 21.12.2012). 

22Vgl. spranger, friedhofskultur 12/2014, 28 f. (passim).
23Vgl. spranger, friedhofskultur 01/2015, 44 f. (passim).

▲ Jüdische Friedhöfe sind für die Ewigkeit 
angelegt und können nicht eingeebnet oder 
neu belegt werden
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Bedeutung virtueller Friedhöfe 
und Gedenkseiten
In einer mobilen, individualisierten und medienorientierten 
Gesellschaft ermöglicht das Internet individuelles Trauern 
und Erinnern jenseits traditioneller Orte und Konventionen 

ie alte gedenkkerze an dieters grab ist
abgebrannt, per mausklick zündet ro-

si wieder ein munter flackerndes grablicht
an. den herbstlichen grabschmuck ersetzt
sie durch einen neuen strauß bunter Pixel-
blumen. Was vielen merkwürdig, mitunter
sogar pietätlos erscheint, wird offensicht-
lich von immer mehr menschen als neue
form des trauerns und gedenkens genutzt. 
auf so genannten virtuellen friedhöfen, 
internet- oder onlinefriedhöfen können
Hinterbliebene für ihre verstorbenen ange-
hörigen virtuelle grabmäler und gedenk-
seiten anlegen. Wie bei einem realen fried-
hof als einem lokal abgegrenzten feld von
gräbern bildet hier ein technisch struktu-
riertes netzwerk von grab- und gedenksei-
ten in seiner gesamtheit einen virtuellen
friedhof.
die ersten virtuellen friedhöfe entstanden
mit der Verbreitung des internets ab mitte
der 1990er-Jahre zunächst vorwiegend auf

us-amerikanischen und britischen inter-
netseiten. mittlerweile findet man auch
deutschsprachige internet-friedhöfe wie
zum beispiel www.soulium.de oder myme-
morial24.de . 
Hinzu kommt seit geraumer Zeit eine stetig
wachsende Zahl von gedenk- und erinne-
rungsplattformen sowie -portalen. diese
sind in aufbau und funktionen nahezu
identisch mit den virtuellen friedhöfen,
verzichten aber weitgehend auf friedhofs-
symbolik. Während die Zielgruppe von on-
line-friedhöfen zunächst aus angehörigen
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◀Im Internet gibt
es zahlreiche 
Online-Friedhöfe
und Gedenkseiten, 
auf denen der Ver-
storbenen gedacht
werden kann

bestand, die für ihre Verstorbenen gedenk-
seiten einrichten wollten, adressieren an-
bieter solcher Plattformen immer häufiger
auch menschen mit der aufforderung, sich
schon zu lebzeiten ein digitales Vermächt-
nis zu schaffen - sprich: eigene erinnerungs-
seiten für ihre angehörigen zu gestalten.
aktuelle beispiele solcher gedenkplattfor-
men und -portale sind www.gedenksei-
ten.de , www.cemeon.de oder www.staya-
live.com/de .

Technisch geprägt ein virtueller friedhof
ist ein Kommunikationsraum, der durch sei-
ne technische infrastruktur geprägt ist. Wie
die benutzeroberfläche gestaltet ist und
welche Handlungsmöglichkeiten die besu-
cher/innen des virtuellen friedhofs haben,
hängt entscheidend von der frage ab, wie
die Plattform finanziert wird. auf vielen 
online-friedhöfen ist das anlegen von grä-
bern und gedenkseiten kostenlos. der be-
trieb der seiten wird durch Werbeeinblen-
dungen finanziert. 
eine reihe von Plattformen bietet kostenlos
die nutzung von basisfunktionen an. diese
können gegen entgelt um zusätzliche 
funktionen und Handlungsmöglichkeiten 
erweitert werden. andere angebote finan-
zieren sich ausschließlich über nutzungs-
gebühren. diese orientieren sich an um-
fang und Vielfalt der gestaltungsmög-

lichkeiten sowie an dem Zeitraum, für den
die hochgeladenen daten gespeichert wer-
den sollen.
auf virtuellen friedhöfen steht die interak-
tive funktion der anlage eines grabes oder
einer gedenkseite im mittelpunkt. dabei
kann das grab entweder nach vorgegebe-
nen grafik-elementen und ästhetischen
schemata der seite oder eigenbestimmt
gestaltet werden. darüber hinaus besteht
die möglichkeit, auf der für den Verstorbe-
nen angelegten seite texte und bilder so-
wie je nach technischer struktur der seite
auch musik und Videos zu veröffentlichen,
die die nachwelt auch langfristig an den
Verstorbenen erinnern. 

(Un)sichtbar machen ist die öffentliche
sichtbarkeit der gedenkseite nicht er-
wünscht, kann sie bei manchen friedhöfen
durch ein Kennwort geschützt und somit
für andere unsichtbar gemacht werden. al-
ternativ wird die seite nur für eine gruppe
von trauernden zugelassen, die der oder
die erstellende vorher festgelegt hat. Zu
den automatisierten interaktiven funktio-
nen gehören e-mails des Plattformbetrei-
bers zur erinnerung an den todestag oder
mit der aufforderung, den friedhof wieder
einmal zu besuchen, wenn der oder die
nutzer/in schon länger nicht mehr auf sei-
ner gedenkseite gewesen ist.
auch andere trauernde wie familienange-
hörige, freunde oder fremde besucher/
innen können Kerzen anzünden oder bei-
leidsbekundungen auf der seite hinterlas-
sen, um so ihre mittrauer zu bezeugen. 
darüber hinaus ermöglichen manche Platt-
formen den austausch von trauernden
durch integrierte foren. all dies sind kolla-

borative funktionen, die gemeinsames
trauern auf virtuellen friedhöfen ermögli-
chen. 
auf der startseite vieler friedhöfe befinden
sich listen, die sich fortlaufend aktualisie-
ren und dabei einzelne seiten nach unter-
schiedlichen Kriterien ordnen wie „neueste
oder zuletzt angelegte seiten (gräber, ge-
denkstätten etc.)“; „am häufigsten besuch-
te seiten“; „zufällige seiten“; „heute ge-
denken wir ...“. auf diese Weise erzeugen
sie aufmerksamkeit bei den seitenbesu-
chenden. Zudem erhalten bereits angemel-
dete nutzende Änderungsmitteilungen,
wenn jemand auf ihrer seite war und bei-
spielsweise eine nachricht hinterlassen
hat. 

Gemeinschaft bildend Wie und mit
welcher motivation werden virtuelle fried-
höfe und gedenkseiten von ihren besu-
chern und besucherinnen genutzt? sozial-
wissenschaftliche studien verweisen dabei
auf vielfältige Phänomene des sozialen und
kulturellen Wandels, die hier sichtbar wer-
den. sie kommen zur der einschätzung,
dass sich das spektrum individueller und
kollektiver trauermöglichkeiten dadurch
erweitert habe. 
Was kennzeichnet also virtuelles trauern
und erinnern auf online-friedhöfen und
ähnlichen internetseiten? ganz einfach:
Wer sich täglich im internet informiert und
dort kommuniziert, tut dies auch im todes-
fall eines angehörigen. Vergleichbar dem
besuch eines realen friedhofs entwickeln
trauernde auch auf virtuellen friedhöfen
rituale. sie legen eine gedenkseite an, die
sie regelmäßig aufrufen - vielfach zu einer
festen tageszeit. 

◀ Viele Hinterbliebene
haben das Bedürfnis, ver-
storbenen Angehörigen,
Freund(inn)en und 
Bekannten im Internet
ein bleibendes Andenken
zu schaffen
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Verbunden ist dies beispielsweise mit dem
aufstellen von Kerzen, einer aktualisierung
der gedenkseite, mit schriftlicher doku-
mentation persönlicher erinnerungen oder
dem ansehen dort hinterlegter fotos und
Videos. entscheidend ist dabei, dass virtu-
elle grab- und erinnerungsstätten auf-
grund der eigenschaften des mediums eine
völlig raum- und zeitunabhängige anlauf-
stelle zum trauern oder erinnern darstellen. 

Gestaltungsfreiheit  ein weiterer aspekt
ist, dass menschen durch die gestaltung
der seiten ihrer trauer einen individuellen
ausdruck geben können. im unterschied zu
der vergleichsweise beschränkten gestal-
tungsfreiheit bei grabstätten realer fried-
höfe wird im internet das, was multimedial
und ästhetisch möglich ist, nach individuel-
lem geschmack und technischem Know-
how auch genutzt. dabei zeigt sich, dass der
überwiegende teil verwendeter symbole -
Kerzen, Kreuze, rosen, engel, tauben - und
begriffe - riP, ruhe in frieden - der christli-
chen tradition entstammt. 

ebenfalls charakteristisch für den individu-
ellen ausdruck im internet ist, dass die
Kommunikation von trauernden - obwohl
weitgehend öffentlich - dennoch sehr per-
sönlich ist. so kommt es häufig vor, dass auf
gedenkseiten ebenso wie in foren oder
Chats mit aussagen wie „michael, du fehlst
uns so sehr!!! alles liebe zu deinem stern-
geburtstag!“ Verstorbene direkt adressiert
werden. auch in der Kommunikation mit
anderen kehren trauernde durchaus ihr
„innerstes nach außen“. 
ein drittes merkmal besteht darin, dass hier
jede und jeder öffentlich sichtbar um eine

verstorbene Person trauern kann. somit
bleiben trauer und erinnerung nicht wie bei
einer bestattung auf dem lokalen friedhof
einer begrenzten gruppe von menschen
vorbehalten, die zumeist von der familie
per anzeige oder einladung vom tod eines
angehörigen und seiner beisetzung Kennt-
nis erhalten. 

Gegen Ausgrenzung mittels eigens ge-
schaffener gedenkseiten als einem ins in-
ternet verlagerten erinnerungsort ist ge-
denken auch solchen Personen möglich,
welche die familie des Verstorbenen mögli-
cherweise nicht kennen oder deren mittrau-
er vonseiten der familie als nicht erwünscht
erachtet wird wie beispielsweise ex-Part-
ner/innen oder homosexuelle freunde/
freundinnen der verstorbenen Person. 
Virtuelle grabstätten samt interaktiver aus-
tauschmöglichkeit sind vor allem für die-
jenigen von bedeutung, sie sich in ihrem so-
zialen umfeld mit ihrer trauer nicht aufge-
hoben fühlen. studien zeigen, dass dabei
online-trauerrituale häufig in trauerrituale
der offline-Welt eingebettet sind und diese
ergänzen. der unterschied besteht darin,
dass online-trauerrituale für das soziale
umfeld von trauernden in der offline-Welt

vergleichsweise unsichtbar sind. sie sind da-
her nicht mit der gesellschaftlichen erwar-
tung konfrontiert, dass die Verlustempfin-
dung nach tod eines nahestehenden
menschen zügig zu überwinden ist. 

Spiegel der Lebenswirklichkeit Virtuel-
le friedhöfe und gedenkseiten sind somit
ausdruck eines weit reichenden Wechsel-
verhältnisses von medientechnologie, digi-
taler Kommunikation sowie einer sich im
Wandel befindlichen trauer- und erinne-
rungskultur. so begünstigen soziale Wand-
lungsprozesse wie individualisierung und

Verweltlichung die nutzung virtueller fried-
höfe und gedenkseiten ebenso wie Prozesse
der mediatisierung und Kommerzialisierung
den aufbau und ausbau solcher räume. 
mit individualisierung ist keine Vereinze-
lung und isolation von trauernden ge-
meint. Vielmehr macht ein höheres maß an
selbstbestimmung in dem sinne, dass die
gesellschaft sich zunehmend von traditio-
nen löst und eine Vielfalt von Wahlmöglich-
keiten einfordert, diese form der medialen
trauerkultur für viele menschen attraktiv.
gerade weil sich immer weniger menschen
eine kirchliche bestattung wünschen, bie-
tet sich trauerarbeit im internet als ergän-
zendes Patchwork religiös-spiritueller und
populärer elemente an. dabei sind die ri-
tuale ebenso wie die erzählungen der trau-
ernden von vielfältigen religiös-spirituellen
elementen durchsetzt. 
dass dieser Wandel nicht von Kommerziali-
sierung verschont bleibt, zeigt sich an der
stetigen Verbesserung der technischen
ausstattung virtueller friedhöfen und ge-
denkseiten in Verbindung mit speziellen fi-
nanzierungsmodellen. man sieht es aber
auch daran, dass immer mehr dienstleister
im bestattungswesen ihre angebote auf
das internet ausweiten. ◼

eit dem 10. Juli 2017 ist Volker Mießeler
(51) neuer Bürgermeister der Stadt Berg-

heim. Er wurde zum Nachfolger von Maria
Pfordt (CDU) gewählt, die wegen Krankheit
das Amt niedergelegt hat. Nach dem Studium
der Betriebswirtschaftslehre und einem wei-
teren Studium zum Verwaltungswirt arbeitete
Mießeler zunächst bei der Justizverwaltung
von Nordrhein-Westfalen. Ab 1993 war Mie-
ßeler als Kommunalbeamter in Bergheim in
den Bereichen Planen, Bauen, Umwelt und
Städtische Betriebe tätig. 2011 wurde er zum
Leitenden Stadtverwaltungsdirektor ernannt.
2014 übernahm Mießeler die Geschäftsfüh-

rung der „Netzge-
sellschaft Kreisstadt
Bergheim GmbH &
Co. KG“. 2015 wur-
de er zum Beigeord-
neten in Bergheim
gewählt. Daneben
war Mießeler von
2009-2017 Ge-
schäftsführer der
Stadtwerke Berg-
heim GmbH. 

NEUER BÜRGERMEISTER 
IN BERGHEIM

S

◀Traueranzeigen 
im Internet werden 
häufig bunt gestaltet
sowie auf die 
verstorbene Person 
zugeschnitten
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em Wunsch nach umbettung eines
einmal beigesetzten sarges oder einer

aschenurne während der noch laufenden
ruhefrist steht der durch art. 1 abs. 1
grundgesetz (gg) sowie strafrechtlich
durch § 168 strafgesetzbuch (stgb) ge-
schützte anspruch auf achtung der toten-
ruhe entgegen. danach wirkt die unantast-
bare Würde des menschen über dessen tod
hinaus und gebietet eine würdige bestat-
tung sowie den schutz der totenruhe. 
dieser schutz genießt höchsten Verfas-
sungsrang und entspricht dem allgemei-
nem sittlichkeits- und Pietätsempfinden.
gerät er in Konflikt mit dem recht der Hin-
terbliebenen auf totenfürsorge, genießt er
regelmäßig Vorrang. bei der entscheidung
über eine umbettung sind die kollidieren-
den rechtsgüter gegeneinander abzuwä-
gen. ein toter, der einmal beigesetzt wor-

lenanlage oder einem Kolumbarium beige-
setzt worden sind. 

Rechte der Angehörigen dem schutz
der totenruhe steht das Verfügungsrecht
der angehörigen gegenüber. Zwar haben
die angehörigen eines Verstorbenen mit
der anordnung einer bestattung die letzte
ihnen dem leichnam gegenüber zustehen-
de und obliegende Verfügung getroffen.
doch mag sich in ausnahmefällen auch die
befugnis ergeben, eine umbettung zu ver-
langen. 
dem Wunsch nach umbettung einer leiche
oder beisetzung einer aschenurne an einer
anderen stelle - auch innerhalb eines fried-
hofs - kann nur bei besonders wichtigen, die
totenruhe überragenden gründen entspro-
chen werden. das Vorhaben der umbet-
tung muss also auf motiven beruhen, die
stärker sind als der grundsätzliche schutz
der totenruhe und deshalb geeignet sind,
einen eingriff in dieses rechtsgut zu recht-
fertigen. 

Rechtsgüter abzuwägen sorgfältig ge-
geneinander abzuwägen sind das postmor-
tale recht des Verstorbenen an seiner to-
tenruhe, gegebenenfalls das postmortale
recht anderer Verstorbener, und das recht

den ist, darf in seiner ruhe nicht mehr ge-
stört werden. 
allenfalls wäre dies möglich, wenn ganz be-
sondere, ebenfalls auf sittlichem gebiet lie-
gende gründe gegeben sind, hinter denen
selbst die achtung vor der totenruhe zu-
rückzutreten hat. dieser von der rechtspre-
chung herausgestellte grundsatz gilt in
gleicher Weise für die umbettung von
aschenurnen - unabhängig davon, ob sie in
einem erdgrab, einem urnenhain, einer ste-

Der Wunsch nach Umbettung von Särgen und Aschenurnen bringt
Konflikte zwischen Hinterbliebenen und Friedhofsverwaltung 
und verlangt rechtssichere sowie bürgerfreundliche Lösungen

wer einmal liegt

Dr. Torsten F. Barthel,

LL.M. ist Rechtsanwalt
in Berlin und Justiziar
der Arbeitsgemein-
schaft Friedhof und
Denkmal e. V.
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Umbettungen in der Friedhofspraxis
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Da auf Friedhöfen die Ruhe der 
Toten zu wahren ist, sind Umbettungen 

nur in Ausnahmefällen möglich
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auf aufrechterhaltung der bedeutung des
friedhofs, ort der besinnung und des to-
tengedenkens zu sein, mit dem mit der um-
bettung verfolgten Ziel und mit den moti-
ven, aus denen heraus eine umbettung
vorgenommen werden soll. auch wenn es
sich um die umbettung einer aschenurne
handelt, hat die rechtsprechung bislang
keine erleichterten Voraussetzungen für ei-
ne genehmigung geschaffen.

Sechs Fallgruppen es lassen sich aus der
bundesweiten rechtsprechung mehrere ty-
pische fallgestaltungen extrahieren, in de-
nen das umbettungsverlangen berechtigt
ist: 

1. Fehlerhafte Erstbestattung: der oder die
Verstorbene hatte nachweisbar den
Wunsch, an einem anderen als dem der-
zeitigen bestattungsort oder in einer an-
deren art bestattet zu werden; hierunter
fallen auch fehlbestattungen durch Ver-
schulden des friedhofs oder des bestat-
ters oder konfessionelle gründe - etwa
umbettung auf einen jüdischen friedhof. 

2. Ehegattenbestattung: der überlebende
ehegatte hat die absicht, später selbst
neben dem verstorbenen Partner beige-
setzt zu werden. lässt sich dieser
Wunsch nur durch eine umbettung ver-
wirklichen, ist diese regelmäßig gerecht-
fertigt.

3. Familienzusammenführung: Vereinigung
mehrerer, in unterschiedlichen grabstät-
ten beigesetzter familienangehöriger in
einem grab.

4. Unzumutbarkeit: den Hinterbliebenen
kann der besuch der bisherigen grabstät-
te wegen Wegzugs unter keinen um-
ständen mehr zugemutet
werden.

5. Zivilrechtliche Gründe - et-
wa auf antrag des Versiche-
rers - wegen obduktion, um
eine todesursache heraus-
zufinden, oder zur genom-
untersuchung, um eine ab-
stammung zu klären (art. 8
europäische menschen-
rechtskommission - emrK).

6. Öffentliche Gründe: Wie-
derausgrabung einer leiche
im rahmen strafrechtlicher
ermittlungen (vgl. § 87 abs.
3, 4 strafprozessordnung -
stPo), gründe des infekti-
onsschutzes nach § 28 in-
fektionsschutzgesetz - ifsg,

wenn beispielsweise der boden eines
friedhofsbereichs nicht die eigenschaf-
ten aufweist, die zu einer hygienisch ein-
wandfreien Verwesung nötig sind. in fra-
ge kommt auch, dass ein friedhofsteil für
dringende andere öffentliche Zwecke
nutzbar gemacht werden soll, bevor die
ruhezeit der dort belegten gräber abge-
laufen ist.

es gibt demgegenüber aber auch typische
ablehnungsgründe, die in der Praxis der
friedhofsverwaltung immer wieder vor-
kommen:

1. Bloße Erschwernis: der Wegzug der an-
gehörigen oder eine spätere Veränderung
der lebensumstände erschweren ledig-
lich die dauerhafte grabpflege oder den
friedhofsbesuch - stichwort „urnentou-
rismus“. 

2. Motivirrtümer: es wurde - ohne Verlet-
zung möglicher Wünsche des Verstorbe-
nen - eine beisetzung in anonymer form
beauftragt, die Hinterbliebenen kom-
men indes mit der beschränkten trauer-
möglichkeit psychisch nicht zurecht, da
der konkrete beisetzungsort unbekannt
ist. eine umbettung ist - außer in fällen
schwerer traumatisierung etwa bei ei-
ner mutter, deren Kind verstorben ist -
nicht möglich. die anerkennung von
Veränderungen im subjektiven bereich
hätte zur folge, dass der vom gesetz be-
absichtigte schutz der totenruhe ins
leere laufen würde. umbettungen aus
einem reihengrab in ein anderes sind
stets unzulässig. 

3. Unbekannte Beisetzungsstelle: eine um-
bettung aus einer urnengemeinschafts-

anlage kommt grundsätzlich nicht in fra-
ge, wenn eine einzelne urne ausgegraben
und umgebettet werden soll, deren exak-
te beisetzungsstelle in einer urnenge-
meinschaftsanlage nicht bekannt ist. 

4. Finanzielle Gründe: eine umbettung ledig-
lich zur Kostenersparnis scheidet aus. 

Entscheidung beim Träger entschei-
dungsbefugt über den umbettungsantrag
ist letztlich der friedhofsträger - in der re-
gel die Kommune. lassen sich meinungs-
verschiedenheiten über eine umbettung
unter den Hinterbliebenen nicht beilegen,
so sind dafür, da es sich um rein zivilrecht-
liche streitigkeiten handelt, die ordentli-
chen gerichte zuständig. 
der friedhofsträger kann die erlaubnis ei-
ner umbettung verweigern, wenn diese oh-
ne triftigen grund verlangt wird oder wenn
die beabsichtigte umbettung pietätswidrig
wäre. auch bedingungen und auflagen sind
möglich. die anfallenden Kosten trägt voll-
ständig der oder die antragstellende. un-
tersagt der friedhofsträger die umbettung,
müsste dieser anspruch gegebenenfalls
durch Klage bei einem Verwaltungsgericht
durchgesetzt werden. 
Wiederausgrabung und umbettung soll
grundsätzlich möglichst bei kühler Witte-
rung und nur in den monaten oktober bis
märz vorgenommen werden - es sei denn,
dass es sich um gerichtliche fälle oder Wie-
derausgrabung im auftrag von Versiche-
rungsträgern oder behörden handelt.
grundsätzlich sind für die leichenreste an
ort und stelle neue särge oder entspre-
chende behältnisse bereitzustellen. ange-
hörige dürfen bei ausgrabung von leichen
nicht anwesend sein. 

Tendenz zur Lockerung
in rechtsprechung und
gesetzgebung gibt es er-
kennbar tendenzen zu 
einer lockerung der Vor-
schriften zur urnenum-
bettung. der Verfassungs-
gerichtshof des landes
brandenburg rückte in 
einer entscheidung an-
fang 2017 deutlich von

◀ Umbettung kann 
geschehen, wenn Hinter-
bliebene ansonsten das
Grab eines Angehörigen
nicht mehr erreichen 
könntenFO
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dem traditionellen Verständnis ab, dass
umbettung von leichen und asche unein-
geschränkt nach denselben maßstäben zu
beurteilen sind. in der entscheidung ist ein
Wille zur lockerung der anforderungen er-
kennbar - insbesondere in bezug auf die
rücksichtnahme auf Härten für angehöri-
ge, die längere Wege zum Zweck der grab-
pflege und der totenehrung zurückzulegen
haben. 
außerdem weist das gericht darauf hin,
dass der Wunsch nach einer postmortalen
ehegattenzusammenführung sich auch
erst nach einer bereits durchgeführten be-
stattung nachträglich entwickeln könne.
auch der gesetzgeber hat reagiert. in dem
entwurf zu § 15 abs. 1 s. 3 des niedersäch-
sischen bestattungsgesetzes heißt es: „die
genehmigung für die umbettung einer ur-
ne mit der asche einer verstorbenen Person
darf nur erteilt werden, wenn ein berech-
tigtes interesse an der umbettung besteht
und ein entgegenstehender Wille der ver-
storbenen Person nicht erkennbar ist.“ 
damit ist ausdrücklich eine gesetzliche er-
leichterung der urnenumbettung beabsich-
tigt, weil der „wichtige grund“ als anforde-
rung aufgegeben werden soll. der
gesetzentwurf ist äußerst kritisch zu beur-
teilen. denn damit würde einem „urnen-
tourismus“ tür und tor geöffnet, was dem
intendierten schutz der totenruhe diame-
tral entgegenstünde. 

Ablauf der Ruhezeit Keine ausgrabung
oder umbettung liegt vor, wenn nach ab-
lauf der im einzelfall bestimmten mindest-
ruhezeit eine Verlegung der reste einer
bestatteten „ausgeruhten“ leiche oder
aschenurne verlangt wird. in diesen fällen
ist die Verlegung nicht an die dargestellten
materiellen Voraussetzungen gebunden.
Wenn der körperliche Zusammenhang der
bestatteten Person durch Verwesung auf-
gehoben und - kumulativ - die mindestru-
hezeit abgelaufen ist, liegt keine leiche
mehr vor, die dem bestattungszwang un-
terliegt. 
in der Konsequenz bedarf es dann keines
wichtigen grundes zur Verlagerung der lei-
chen- oder aschenreste. allerdings ist im-
mer noch der grundsatz der Pietät zu 
beachten. daher ist die Herausgabe von 
leichenresten oder resten einer aschenur-
ne nur zulässig, wenn deren weiterer Ver-
bleib in pietätvoller form gewährleistet ist.
dies kann nur auf einem friedhof oder ei-
nem anderen zugelassenen begräbnisplatz
geschehen. ◼

ach schätzung der internationalen ar-
beitsorganisation ilo verrichten welt-

weit rund 115 mio. Kinder arbeiten, die
schädliche auswirkungen auf ihre sicher-
heit, ihre gesundheit oder ihre sittliche
entwicklung haben. Verlässliche angaben
darüber, wie viele Kinder unter Verstoß ge-
gen internationale Konventionen an der
Herstellung importierter grabsteine betei-
ligt sind, existieren aber nicht. 
nach einer schätzung des instituts für

Ökonomie und Ökumene arbeiten allein in
der indischen steinindustrie mindestens
150.000 Kinder (vgl. lt-nrW-drs. 16/2723,
s. 27). laut marktaussagen stammen 40 bis
50 Prozent der importierten grabsteine
aus indien. 2013 machte dies vom Volu-
men her etwa 40.000 tonnen aus. doch
sind nicht nur grabsteine aus indien be-
troffen, sondern auch aus anderen ländern
wie beispielsweise China. 
die ursachen für ausbeuterische Kinderar-
beit liegen sowohl in der sozialen und wirt-
schaftlichen situation der Herkunfts- und
Produktionsländer als auch in einer durch
die globalisierung gestiegenen nachfrage
nach günstigen Produkten (vgl. bt-drs.
17/2406). Vor diesem Hintergrund äußer-
ten bereits längere Zeit vor inkrafttreten
des § 4 a bestattungsgesetz nrW (bestg)
2014 zahlreiche Kommunen als friedhofs-

Dr. Matthias Menzel 

ist Hauptreferent für
Jugend, Soziales und
Gesundheit beim 
Städte- und Gemeinde-
bund NRW 
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Damit die Regelung im NRW-Bestattungsgesetz zum Schutz vor 
Kinderarbeit bei Grabsteinen und Grabeinfassungen wirksam wird,
muss das Land noch Maßnahmen zur Umsetzung ergreifen

N

Problem Grabsteine aus 
Kinderarbeit 
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träger den Wunsch, in ihre satzungen eine
regelung aufnehmen zu können, welche
die aufstellung von grabmalen aus Kinder-
arbeit verbietet. 

Gegen höherrangiges Recht nach
überwiegender auffassung in rechtspre-
chung und literatur ist eine solche rege-
lung jedoch nicht mit höherrangigem recht
vereinbar, da die berufsausübungsfreiheit
nach art. 12 grundgesetz (gg) betroffen ist.
in den Jahren vor inkrafttreten des § 4 a
bestg hat der städte-und gemeindebund
nrW seine mitgliedskommunen bereits da-
hingehend beraten, dass eine entsprechen-
de satzungsregelung ohne gesetzliche
grundlage wohl rechtswidrig sei. 
der erste gesetzentwurf der nrW-landes-
regierung vom 25.4.2013 zur Änderung des
bestattungsgesetzes enthielt eine rege-
lung, wonach die friedhofsträger in ihrer
satzung festlegen können, dass nur grab-
steine und grabeinfassungen aufgestellt
werden dürfen, die nachweislich hergestellt
worden sind ohne schlimmste formen der

der neuregelung des § 4 a bestg wieder,
nachdem die gesetzesnovelle zum
01.10.2014 in Kraft getreten ist. 
der gesetzgeber hat ein mehrstufiges Ver-
fahren vorgesehen. auf der ersten stufe
soll der Herkunftsnachweis mit einer Posi-
tiv-liste von staaten abgeglichen werden,
in denen schlimmste formen von Kinder-
arbeit nicht auftreten (§ 4 a abs. 1 nr. 1
bestg). 
ist das Herkunftsland bestandteil der Posi-
tiv-liste, können die für den friedhof vor-
gesehenen steine ohne weiteres zur Ver-
wendung freigegeben werden. ist das
Herkunftsland nicht bestandteil der Posi-
tivliste, soll auf der zweiten stufe eine Zer-
tifizierung im einzelfall durch eine aner-
kannte Zertifizierungsstelle erfolgen (§ 4 a
abs. 1 nr. 2 bestg). 
für die erarbeitung der Positiv-liste ist das
nrW-gesundheitsministerium zuständig.
die anerkennung der Zertifizierungsstellen
liegt allerdings nicht in der Hand des ge-
sundheitsministeriums, sondern beim mi-
nisterium für bundesangelegenheiten.
dieses hat die landesinitiative newtrade
nrw mit der erarbeitung der entsprechen-
den standards beauftragt. 

Erlass zur Nichtanwendung da die
hierfür notwendigen umsetzungsschritte
nicht zeitgleich unternommen worden
sind, um der regelung des § 4 a bestg mit
inkrafttreten des bestattungsgesetzes gel-
tung zu verschaffen, mussten die beiden
ministerien mit gemeinsamem runderlass
vom 15.04.2015 (mbl. nrW 2015, 219-234)
die nichtanwendung der regelung verfü-
gen. dies ist bis heute so geblieben. damit
läuft die regelung im nrW-bestattungsge-
setz zu grabsteinen aus Kinderarbeit bis
heute faktisch ins leere. 

Kinderarbeit im sinne des Übereinkom-
mens 182 der ilo vom 17. Juni 1999 über
das Verbot und unverzügliche maßnahmen
zur beseitigung der schlimmsten formen
der Kinderarbeit (lt-nrW-drs. 16/2723, s.
27). 

Entscheidungen der Gerichte die fra-
ge, unter welchen Voraussetzungen der
friedhofsträger per satzung ein Verbot der
Verwendung von grabsteinen aus Kinder-
arbeit festlegen kann, war vielfach gegen-
stand der rechtsprechung. das bundesver-
waltungsgericht hat am 16.10.2013
(aktenzeichen 8 Cn 1.12) eine entspre-
chende regelung in der satzung der stadt
nürnberg für unwirksam erklärt. 
die betreffende satzungsbestimmung ge-
nüge insbesondere nicht den verfassungs-
rechtlichen anforderungen des art. 12 abs.
1 gg, rügte das gericht. art. 12 absatz 1
satz 2 gg erlaube eingriffe in die berufs-
freiheit nur auf der grundlage einer gesetz-
lichen regelung, die umfang und grenzen
des eingriffs deutlich erkennen lasse. bei
der zur normenprüfung gestellten sat-
zungsbestimmung fehle eine ausreichende
gesetzliche grundlage. 
Weder die gewährleistung der gemeindli-
chen satzungsautonomie in art. 28 abs. 2
satz 1 gg noch die in den gemeindeord-
nungen der länder eingeräumte befugnis
zum erlass von satzungen genüge den an-
forderungen des art. 12 abs. 1 satz 2 gg an
eine formal-gesetzliche ermächtigung. ei-
ner gesetzlichen grundlage bedürfe es vor
allem im Hinblick auf das erforderliche
nachweissystem. 

Gesetzgebung unterbrochen Vor die-
sem Hintergrund sind im rahmen des ge-
setzgebungsverfahrens zum bestattungs-
gesetz nrW im Jahre
2014 die beratungen im
landtag unterbrochen
worden. es sollte geprüft
werden, inwieweit die ur-
sprünglich vorgesehene
neuregelung damit ver-
einbar ist. das ergebnis
der untersuchungen und
beratungen findet sich in
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▲ Schätzungsweise fast 50 Prozent der 
Grabsteine auf deutschen Friedhöfen stammen
aus Indien, wo sie von Kindern unter unzumut-
baren Bedingungen bearbeitet werden 

▶ Steinmetze sehen sich
nicht in der Lage, die 

tatsächliche Herkunft 
der Grabstein-Rohlinge

festzustellen 

   Kleinen
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um diesen Zustand zu ändern, gab das da-
malige mgePa nrW in den Jahren 2015 und
2016 mehrere gutachten in auftrag. identi-
fiziert werden sollten staaten, die in we-
sentlichem umfang problematisches mate-
rial nach deutschland exportieren und in
denen das Vorkommen schlimmster for-
men von Kinderarbeit nicht ausgeschlossen
werden konnte. es liegen nunmehr mehrere
gutachten des Politikwissenschaftlers Prof.
dr. Walter eberlei von der Hochschule düs-
seldorf vor. ferner gibt es inzwischen eine
Übersichtstudie zu § 4 a bestg. 

Erkenntnisse aus 15 Ländern mit den
vorliegenden studien wurden 15 länder ei-
nem Prüfverfahren unterzogen. aus dem
gutachten ergibt sich, dass für brasilien,
China, indien, Vietnam und für die Philip-
pinen nicht ausgeschlossen werden kann,
dass bei der Herstellung von naturstein-
material schlimmste formen der Kinderar-
beit vorkommen. als unbedenklich einge-

stuft worden ist die türkei, sodass diese
eine aufnahme in die Positivliste erreichen
dürfte. 
Hingegen dürften grabsteine aus den ge-
nannten ländern brasilien, China, indien,
Vietnam und die Philippinen grundsätzlich
nur dann in betracht kommt, wenn eine
Zertifizierung vorliegt, die im einzelfall die
unbedenklichkeit der grabmäler und grab-
einfassungen bescheinigt. 
Kurz vor der nrW-landtagswahl war es aus
sicht des landes offenbar nicht mehr op-
portun, der regelung des § 4 a bestg durch
umsetzung der letzten noch fehlenden
schritte geltung zu verschaffen. um aus-
zuschließen, dass zukünftig grabsteine
und grabeinfassungen aus Kinderarbeit
auf nordrhein-westfälischen friedhöfen
der Kommunen und der friedhofsträger
verwendet werden, muss das land daher
unverzüglich diese letzten erforderlichen
maßnahmen auf den Weg bringen. ◼
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Die Positivliste im Sinne des § 4 a
Abs. 1 Nr. 1 BestG muss festgelegt wer-
den. Ebenso muss im Sinne des § 4 a
Abs. 2 Nr. 2 BestG bestimmt werden,
bei welchen Länder nicht auszuschlie-
ßen ist, dass bei der Herstellung von
Natursteinmaterial schlimmste Formen
von Kinderarbeit vorkommen. Gleich-
zeitig muss der Nichtanwendungser-
lass der beiden NRW-Ministerien zu § 4
a BestG aufgehoben werden. 

AKTUELLES AUS DEM ONLINE-PORTAL 
INTEGRATION DES StGB NRW 

Transparenz durch 
Bildungsinfokarten
Die Stadt Soest hat mit der „Bildungsinformati-
onskarte Soest (BIK-S)“ ein neues sozialpädago-
gisches Instrument für Geflüchtete eingeführt.
Das blaue Heft im Taschenformat dokumentiert,
an welchen Deutschkursen, Berufsqualifikati-
ons-Schulungen und anderen Bildungsmaßnah-
men ein Flüchtling teilnimmt. Es stellt Verbind-
lichkeit her und verschafft Anbietern von Sprach-
kursen und Bildungsmaßnahmen sowie zustän-
digen Behörden einen Überblick über die Bil-
dungskarriere der Flüchtlinge.

Alle Fragen und Antworten 
auf einen Blick 
Die Gemeinde Issum greift auf ihrer Internetseite
unter dem Punkt „Flüchtlinge & Asyl“ so viele
Fragen wie möglich auf und bietet konkrete Ant-
worten an. Oft klären sich Fragen der Bürgerinnen
und Bürger damit von selbst. Enthalten sind Fak-
ten, Prognosen, sowie Ansprechpartner/innen.

Fakten zu Familien mit 
Migrationshintergrund
Eine Broschüre des Bundesministeriums für Fa-
milien, Frauen, Senioren und Jugend fasst die
Lage von Familien mit Migrationshintergrund in
Deutschland zusammen. Sie bündelt zentrale
Daten der Lebenssituation, zur Bildungsteilhabe,
zur wirtschaftlichen und beruflichen Integration
der Familien sowie zur Vereinbarkeit von Familie
und Beruf. Aktuelle statistische Daten werden
ausgewertet und von Expertinnen und Experten
eingeordnet. 

Anleitung „Ehrenamt im
ländlichen Raum“
Die Initiative „Willkommen im Dorf“ aus Jugen-
heim in Hessen hat ihre Erfahrungen aus der
Flüchtlingshilfe in einer Broschüre anschaulich
und praxisnah zusammengefasst. Das 46-seitige
Heft liefert konkrete Tipps für alle, die sich in der
ehrenamtlichen Integrationsarbeit einbringen
wollen und lässt sich auf der Internetseite
www.menschen-wie-wir.de im Bereich Projekte

kostenfrei als PDF herunterladen. Die Arbeitshil-
fe nennt die wichtigsten Regeln für die Organi-
sation von Flüchtlingsarbeit und kann dazu bei-
tragen, frühzeitig Fehler zu vermeiden.

Bericht zur interkulturellen 
Öffnung
Die Jahresbilanz der Stadt Bünde stellt aktuelle
Maßnahmen vor, mit denen die Verwaltung die
interkulturelle Personalentwicklung vorantreibt.
Mitarbeiter/innen mit Migrationshintergrund
werden bislang insbesondere in der Verwaltung,
aber auch im Museum, in der Schulmensa oder
im Rettungsdienst eingesetzt. Sie bringen reiche
fremdsprachliche Kompetenz mit, die in vielen
Bereichen genutzt wird, um Sprachbarrieren ab-
zubauen.

Broschüren oftmals nicht gelesen
Bei einem Workshop im Forschungsprojekt „In-
tegrationsprozesse von Geflüchteten in nord-
rhein-westfälischen Städten und Gemeinden“
haben Fachleute festgestellt, dass Broschüren
und Flyer für Geflüchtete oftmals ihre Adressat
(inn)en nicht erreichen. So ist die Art der Kom-
munikation und Informationsbeschaffung in an-
deren Ländern äußerst unterschiedlich. Als Al-
ternativen für die Kommunikation mit Flüchtlin-
gen kämen persönliche Ansprache durch Ver-
trauenspersonen, etwa in Sprach- und Integrati-
onskursen, oder Videoformate in Betracht. 

Wettbewerb „Zusammenleben
Hand in Hand“
Alle deutschen Städte, Gemeinden und Kreise
sind zur Teilnahme am Bundeswettbewerb „Zu-
sammenleben Hand in Hand - Kommunen ge-
stalten“ eingeladen. Gesucht werden kommu-
nale Konzepte und Projekte mit den Schwer-
punkten Integration und Zusammenleben. Ob
Quartiersarbeit, Wohnraum, Bildung – Vorschlä-
ge können aus unterschiedlichsten Bereichen
stammen und müssen auch nicht auf Zuwan-
dernde beschränkt sein. Es winken Preisgelder
im Gesamtwert von einer Million Euro. Einsen-
deschluss ist der 31. Dezember 2017.

Im Online-Portal Integration des Städte- und Gemeindebundes NRW unter 

www.kommunen.nrw/integration tauschen sich die 359 Mitgliedskommunen des 

Verbandes über ihre Integrations- und Flüchtlingsarbeit aus. Dabei entsteht eine 

kontinuierlich wachsende Projekt-Datenbank. Außerdem kann dort über Themen 

diskutiert sowie nach Informationen, Material und Dienstleistungen gesucht werden. 

INTERGRATION
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ie viele Kfz-stellplätze und fahrrad-
abstellplätze bei bauvorhaben her-

zustellen sind, sollten die städte und ge-
meinden in nordrhein-Westfalen eigentlich
ab dem 28.12.2017 durch eine satzung fest-
legen können. eine solche befugnis ist in §
50 abs. 1 der neuen landesbauordnung
(bauo) nrW� eingefügt worden. bei der
Verabschiedung des gesetzes war eine

Übergangsphase bis zum 01.01.2019 vorge-
sehen. für die Zeit danach ergeben sich aus
§ 50 abs. 2 bauo nrW n.f. nur noch Vorga-
ben für stellplätze für menschen mit behin-
derung.2

für viele Kommunen ist die beibehaltung
genereller stellplatzvorgaben von hoher
relevanz. mit blick auf die geplante sat-
zungsermächtigung wurde deshalb vom
Zukunftsnetz mobilität nrW ein exper-
ten-Workshop organisiert, der sich aus
Vertreterinnen und Vertretern der drei
kommunalen spitzenverbände in nrW,
der agfs, Planungsbüros,Verkehrswissen-
schaftler(inne)n sowie kommunalen ex-
pert(inn)en aus den bereichen Verkehrs-
planung und bauaufsicht zusammen-
setzte. auf diese Weise konnte von de-

zember 2016 bis Juli 2017 neben einem
satzungsmuster auch ein leitfaden erar-
beitet werden, der den städten und ge-
meinden die Handhabung erleichtern und
weitergehende empfehlungen geben soll-
te. 
die neue nrW-landesregierung hat aller-
dings am 14.07.2017 angekündigt, das in-
krafttreten der landesbauordnung um
zwölf monate auf den 28.12.2018 zu ver-
schieben. das moratorium soll dazu ge-
nutzt werden, sich mit den einzelnen Vor-
schriften erneut auseinanderzusetzen.
auch die ermächtigung zum erlass ge-
meindlicher stellplatzsatzungen tritt damit
in diesem Jahr nicht mehr in Kraft. 

Dr. Johannes Osing   

ist Referent für Bauen
beim Städte- und 
Gemeindebund NRW

DER AUTOR 

Auch wenn das Land NRW das Inkrafttreten der Neuregelungen zur
Bereitstellung von Stellplätzen aufschieben will, sollten Kommunen
rechtzeitig über entsprechende Satzungen nachdenken

Die Zukunft der Stellplatzpflicht bei Neubauten

W

▲ Kommunen sollen das Recht erhalten, die Stellplatz-Pflicht bei Neubauten per Satzung zu regeln

Wohin mit 
den Autos?
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� bauordnung für das land nordrhein-Westfalen (landes-
bauordnung - bauo nrW) vom 15. dezember 2016, gV.
nrW. 2016 s. 1162.

2   diesbezüglich sind stellplätze „in ausreichender Zahl
und größe“ herzustellen. betroffen sind gebäude mit
mehr als zwei Wohnungen (§ 48 abs. 2 bauo nrW n.f.)
sowie öffentlich zugängliche bauliche anlagen und bau-
liche anlagen für alte menschen, Personen mit Kleinkin-
dern und für menschen mit behinderungen (§ 54 abs. 1
bauo nrW n.f.).

BAUEN
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Koalition pro Satzung da die heutigen
regierungsfraktionen Cdu und fdP im ge-
setzgebungsverfahren dem Vorschlag der
kommunalen spitzenverbände zu einer op-
tionalen satzungsregelung neben einer -
weiterhin bestehenden - gesetzlichen stell-
platzpflicht grundsätzlich positiv gegen-
überstanden, ist zwar momentan nicht da-
von auszugehen, dass die ermächtigung
wieder in gänze entfallen wird. ob es aber
im rahmen der angekündigten weiteren
novellierung der bauo nrW zu zusätzli-
chen Änderungen kommen wird, ist offen. 
um den Kommunen eine möglichst hohe
flexibilität zu sichern, wird sich der städte-
und gemeindebund nrW im weiteren Ver-
fahren dafür einsetzen, dass die optionale
satzungsregelung neben einer gesetzli-
chen stellplatzpflicht in die bauo aufge-
nommen wird.
Vor diesem Hintergrund ist das satzungs-
muster nur eine arbeitshilfe unter Vorbe-
halt. für den fall, dass die satzungser-
mächtigung im kommenden Jahr oder
später in Kraft tritt, bietet der leitfaden je-
doch frühzeitig die möglichkeit, sich mit
dem instrument der stellplatzsatzung ver-
traut zu machen. einzelne regelungen
können außerdem schon heute - als Kon-
kretisierung der gesetzlichen Vorgaben
vor ort - herangezogen werden. 

Rechtlicher Rahmen die mustersatzung
trägt der ermächtigungsgrundlage des § 50
abs. 1 bauo nrW rechnung, der die rege-
lung der Herstellung und ablösung von
Kfz- oder fahrradabstellplätzen den Kom-
munen überträgt. allerdings sind im neuen
§ 50 abs. 1 bauo nrW - anders als bislang
in den absätzen 3 und 6 von § 51 bauo
nrW - keine detaillierten anforderungen
an die Herstellung oder die ablösung sol-
cher stellplätze enthalten. daraus folgt ein
erheblicher spielraum für mögliche rege-
lungen in der satzung, die das „ob“ und
„Wie“ einer stellplatzpflicht und ihrer ab-
lösung betreffen:

• ob nur die Herstellung von Kfz-stellplät-
zen oder von fahrradabstellplätzen oder
beides verlangt wird

• ob die Herstellungspflicht räumlich be-
grenzt oder räumlich differenziert gelten
soll

• bei welchen bauvorhaben eine Verpflich-
tung gelten soll - etwa nur bei neubauten
oder auch bei wesentlicher3 nutzungsän-
derung

• wie der stellplatzbedarf des bauvorha-

bens ermittelt werden soll - beispielswei-
se ausgehend von einer richtzahltabelle,
wenn der bauherr nicht eine individuelle
berechnung vorlegt

• wie sich der stellplatzbedarf angesichts
anderer mobilitätsangebote reduzieren
lässt- etwa mit blick auf eine hervorra-
gende ÖPnV-anbindung4

• wann von einer Herstellungspflicht im
einzelfall abgesehen werden kann - etwa
beim dachausbau5 oder bei einer Ver-
pflichtung der eigentümer zu bestimm-
ten maßnahmen des mobilitätsmanage-
ments6

• unter welchen bedingungen stellplätze
abgelöst werden können7

da abstellplätze für fahrräder - anders als
Kfz-stellplätze und garagen (§ 2 abs. 8
bauo nrW) - gesetzlich nicht definiert
sind, sollte die stadt oder gemeinde ent-
sprechend konkretisieren, wann fahrrad-
abstellplätze für eine sachgerechte nut-
zung geeignet sind.8 auf diese Weise kann
die Kommune in gewissem umfang9 das
Qualitätsniveau der abstellplätze bestim-
men. denn dieses hat - neben der Verfüg-
barkeit - einen entscheidenden einfluss
auf die bereitschaft der nutzerinnen und
nutzer, vom Pkw auf das fahrrad umzu-
steigen. 

Nicht alles regelbar Zumindest mit dem
gegenwärtigen10 Wortlaut des § 50 abs. 1
bauo n. f. sind den Kommunen bestimmte
regelungen allerdings verwehrt. dies gilt
insbesondere für die ablösung, die für
fahrradabstellplätze nicht vorgesehen ist.

ebenfalls mangels rechtsgrundlage nicht
mehr zulässig ist ein generelles Verbot,
stellplätze zu bauen.�� ein solches ist nur
noch mittels bebauungsplänen möglich (§
12 abs. 6, 7 baunVo). 
auch für ein satzungsmäßiges Verbot der
Zweckentfremdung von stellplätzen (§ 51
abs. 8 bauo nrW a.f.) fehlt es an einer ge-
setzlichen ermächtigung. als höherrangi-
ges recht geht außerdem § 50 abs. 2 bauo
nrW n.f. vor, was die stellplätze für fahr-
zeuge von menschen mit behinderungen
angeht. die Kommune kann in der satzung
also keinesfalls regeln, dass solche stell-
plätze nicht hergestellt werden müssen
oder abgelöst werden können. 
der text der mustersatzung hat diesen
Überlegungen rechnung getragen und be-
schränkt sich bewusst auf eine grundle-
gende Zahl von normen, mit denen eine
Kommune insbesondere die Pflicht zur
Herstellung von stellplätzen, ihre anzahl
und die Voraussetzungen für ihre ablösung
regeln kann, ohne dass es zu einem grund-
legenden bruch zwischen der geltenden

3 oVg münster, urt. v. 07.11.1991, az. 11 a 487/89;
3 oVgmünster, urt. v. 01.09.1988, az. 11 a 1158/87. 
4   Vgl. Ziffer 51.11 VV bauo nrW, mbl. nrW. 2000 s. 1432.  
5 Vgl. § 51 abs. 9 bauo nrW a.f. 
6 Vgl. § 9 des bremer stellplatzortsgesetzes.
7 bestehende ablösungssatzungen können wahlweise in

die neue stellplatzsatzung integriert oder separat beibe-
halten werden. das muster geht von letzterer alternati-
ve aus.

8 Zu denken wäre etwa an die möglichkeit, das fahrrad
gegen diebstahl zu sichern.

9  anforderungen sollten allgemein formuliert sein, da die
konkrete bauausführung sache des bauherrn ist.

�0 ob die neue landesregierung auch eine Überarbeitung
des künftigen § 50 abs. 1 bauo nrW vornimmt, war bei
drucklegung noch nicht bekannt.

�1 bislang § 51 abs. 4 bauo nrW.

Die flexiblere Gestaltung der 
Stellplatzpflicht betrifft auch 
die Einrichtung von Fahrrad-
Abstellplätzen bei Neubauten
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rechtslage nach § 51 bauo nrW und der
gemeindlichen satzung kommt.

Weitere Bausteine der tatsache, dass
nicht alle vorgeschlagenen textbausteine
in allen Kommunen gleichermaßen rele-
vant sind, trägt die mustersatzung durch
Kursiv-formatierungen rechnung. auf die-
se Weise gekennzeichnete textbausteine
können entfallen, wenn sie nach dem Wil-
len der stadt oder gemeinde nicht zur an-
wendung kommen sollen.
die textvorschläge werden in dem leitfa-
den umfassend erläutert. Hervorgehoben
werden soll deshalb nur die höchst bedeut-
same regelung der maßgeblichen anzahl
notwendiger stellplätze und fahrradab-
stellplätze. Wenn durch den bauherrn kei-
ne einzelfallberechnung für den stellplatz-
bedarf vorgelegt wird - etwa durch ein
Verkehrsgutachten -, verweist § 3 abs. 1
der mustersatzung auf die anlage zu dieser
satzung, nach der für bestimmte bauvor-
haben richtzahlen herangezogen werden. 
Vom grundsatz her folgt das muster damit
dem früheren system der bauo nrW, wo-
nach entsprechend der Verwaltungsvor-
schrift (VV bauo nrW) mangels anderwei-
tiger erkenntnisse von den Werten der
allseits bekannten richtzahlentabelle aus-
zugehen war.�2 in der mustersatzung sind
diese als rahmenempfehlungen ausge-
staltet, die auf den fachkenntnissen der
teilnehmerinnen und teilnehmer des ex-
perten-Workshops basieren. dabei wurde
neben praktischen erfahrungen mit der

früheren richtzahlentabelle auch die fort-
entwicklung der stellplatzanzahl in ande-
ren bundesländern berücksichtigt. 

Bedarf abgeleitet aus dem empfohle-
nen rahmen leitet die Kommune entspre-
chend ihren örtlichen gegebenheiten für
bestimmte bauvorhaben eine konkrete an-
zahl von Kfz-stellplätzen oder fahrradab-
stellplätzen ab, welche die bauaufsicht bei
ihrer Prüfung später zugrunde legen soll.
Wie die Kommune die passenden richt-
werte ermitteln kann, wird im leitfaden
ausführlich dargestellt. Übrigens kann die
stadt oder gemeinde im rahmen eigener
richtlinien bereits heute örtlich ange-
passte stellplatzschlüssel festlegen und
braucht hierzu nicht auf die satzungser-
mächtigung zu warten.
einen niedrigen stellplatzbedarf bei her-
vorragender ÖPnV-anbindung kann die
Kommune - wie im muster vorgeschlagen -
direkt bei den Vorhaben in der anlage zur
mustersatzung festschreiben und hierbei
auch nach gebieten differenzieren. alter-
nativ kann die Kommune in der satzung
selbst - etwa als zusätzlichen absatz in § 3
- eine pauschale reduzierung der richtzah-
len vorsehen.�3

Bedarf zu verringern der leitfaden ent-
hält zudem weiterführende Hinweise, an
welchen stellen sich ergänzungen oder ab-
wandlungen der mustersatzung anbieten.
dies gilt beispielsweise für den Vorschlag
zur teilweisen aussetzung der Herstel-

�2 die Verwaltungsvorschrift (mbl. nrW v. 23.11.2000, s.
1477) wurde aus gründen des bürokratieabbaus zum
31.12.2005 aufgehoben. die richtzahlentabelle (anlage
zu nr. 51.11) wurde gleichwohl in der Praxis, auch mit
billigung der rechtsprechung (vgl. nur oVg münster,
urt. v. 17.02.2009, az. 10 a 793/07) weiter zur orientie-
rung genutzt und hat sich daher durchaus bewährt.

�3 so schon Ziffer 51.11 VV bauo nrW, wonach eine gene-
relle minderung von 30 % vorgesehen war.

lungspflicht (§ 3 abs. 7 der mustersatzung),
die eine innovative Zwischenlösung zwi-
schen vollständiger Herstellung und voll-
ständiger ablösung von stellplätzen dar-
stellt. 
möchte die Kommune diese möglichkeit in
ihre satzung aufnehmen, benötigt sie je-
doch weitergehende regelungen darüber,
welche konkreten maßnahmen der eigen-
tümer zur Verringerung des stellplatzbe-
darfs ergreifen kann und welche nicht.
auch ist der spätere administrative auf-
wand, der mit der aussetzung einhergeht,
nicht unerheblich. die Chance besteht für
die Kommune jedoch darin, den Pkw-be-
stand - auch im interesse des Klimaschut-
zes - dauerhaft zu reduzieren.
da das mobilitätsverhalten vielerorts einen
Wandel erlebt, können stellplatzsatzun-
gen zudem einen - wenn auch nicht den
einzigen - baustein der kommunalen Ver-
kehrspolitik darstellen. deshalb gibt es,
auch wenn die weitere Überarbeitung der
bauo nrW abzuwarten ist, aus kommuna-
ler Perspektive durchaus sinn, sich zumin-
dest schon einmal gedanklich mit den
möglichkeiten einer stellplatzsatzung aus-
einanderzusetzen. ◼

B
U

C
H

TI
P

P

Besoldungsrecht  
des Landes
Nordrhein-Westfalen
Kommentar, begründet von Günter
Schubert und Heinz Joachim Wirth,
fortgeführt von Eberhard Pilz, Dipl.-
Verwaltungsbetriebswirt, unter Mitar-
beit von Udo Kolbe, Oberamtsrat im
Ministerium für Inneres und Kommu-
nales NRW. 101. Ergänzungslieferung,
Stand Dezember 2016, 400 Seiten,
89,90 Euro. Loseblattausgabe: Grund-
werk 3.076 Seiten, Seitenformat DIN
A 5, in zwei Ordnern, 99 Euro bei Fort-
setzungsbezug, zzgl. Ergänzungsliefe-
rungen (259 Euro bei Einzelbezug). Di-
gitalausgabe: Lizenz für 1 - 3 Nutzer
im Jahresabonnement 129 Euro (inkl.
Updates), weitere Preise (Kombination

Print+Digital, Mehrfachlizenzen) auf Anfrage.
ISBN 978-3-7922-0151-0 (Print), ISBN 978-3-
7922-0212-8 (Digital), Verlag W. Reckinger,
Siegburg

Mit der 101. Ergänzungslieferung (Stand Dezember)
werden erste umfassende Änderungen vorgenom-
men, die aufgrund der lange angekündigten und
mit dem Dienstrechtsmodernisierungsgesetz vom
14. Juni 2016 umgesetzten Dienstrechtsreform für
Nordrhein-Westfalen erforderlich sind. Im Besol-
dungsrecht wurden das bisherige Landesbesol-
dungsgesetz und das Übergeleitete Besoldungsge-
setz NRW in einem neuen Landesbesoldungsgesetz
zusammengefasst.
Dadurch bedurfte es einer völligen Neufassung des
Gesetzestextes und des ersatzlosen Wegfalls des
Übergeleiteten Besoldungsgesetzes NRW. Da das
bisherige Landesbesoldungsgesetz und das Über-
geleitete Besoldungsgesetz NRW inhaltlich im We-

sentlichen in das neue Landesbesoldungsgesetz
übernommen wurden, werden die jeweiligen Än-
derungsübersichten beibehalten.
Außerdem werden die weiteren abgedruckten
Rechtsvorschriften an die Änderungen durch das
Dienstrechtsmodernisierungsgesetz angepasst.
Die Verwaltungsvorschriften werden um die
Durchführungshinweise des Finanzministeriums
NRW vom 19. Dezember 2016 zur Erfahrungsstu-
fenfeststellung nach § 91 Abs. 13 LBesG ergänzt.
Die mit Erlass des Finanzministeriums NRW vom
23. Dezember 2015 zum Besoldungs- und Ver-
sorgungsanpassungsgesetz 2015/2016 bekannt
gemachten Besoldungstabellen wurden zum 1.
Juli 2016 und zum 1. Januar 2017 angepasst. Die
geänderten Tabellen sind als Anlagen ebenfalls
Bestandteil dieser Ergänzungslieferung.

Az.: 14.1.5-010
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ann ist das bürgerbüro geöffnet?
Welche unterlagen benötige ich für

einen neuen Personalausweis? und wie
hoch ist der Wasserstand im rhein? Jeden
tag suchen bürgerinnen und bürger online
nach antworten auf fragen wie diese. dabei
hilft ihnen künftig der nrWbot.
Wer eine auskunft von einer behörde be-
nötigt oder einen antrag stellen möchte,
muss manchmal ein wenig geduld und Zeit
mitbringen, um sich bei den vielen online-
angeboten zurechtzufinden. Wie toll wäre
es dann, einen „Kumpel“ zu haben, der be-
scheid wüsste und alle fragen beantwortet. 
das dachten sich auch die „KumpelKrefeld“
theo steinhardt und michael tjupalow. sie
präsentierten ihre idee eines Chatbots
beim 2. nrW Hackathon am 3. september
2016. damit belegten sie gleich den ersten
Platz. der Prototyp wird nun von der stabs-

stelle informationstechnik der nrW-lan-
desregierung (Cio nrW�) gemeinsam mit
d-nrW weiterentwickelt und steht der öf-
fentlichen Verwaltung in nrW kostenfrei
zur Verfügung. 

Echtes Multitalent Chatbots sind kleine
Programme, die im dialog auf normale
menschliche sprache reagieren und gezielt
fragen zu bestimmten themen erkennen. es
sind interaktive dialogassistenten, die auf un-
terschiedliche redaktionelle inhalte oder Wis-
sensdatenbanken zugreifen, um gezielt fragen
zu beantworten. mit jeder neuen anfrage ler-
nen sie automatisch mehr, sodass die antwor-
ten nach kurzer Zeit immer besser werden.
die derzeitige Version des Chatbots bietet ne-
ben basisfunktionen wie begrüßung, einer
erklärung zur bedienung, allgemeinem
smalltalk oder infos zum Wetter vor allem in-
formationen zu Verwaltungsdienstleistun-
gen aus der Verwaltungssuchmaschine

nrW: Wer ist zuständig? Wie sind die fris-
ten? Welche unterlagen werden benötigt?
das Wissen rund um spezielle fragen be-
zieht der nrWbot aus fachdatenbanken und
offenen datensätzen. das Programm er-
kennt im dialog muster und Zusammenhän-
ge, um bürgeranliegen zu ermitteln, und
greift dann auf die jeweilige datenquelle zu,
um die richtige antwort zu liefern. Hat der
nrWbot einmal keine antwort oder führt
der Chatverlauf zu keinem ergebnis, fragt
das tool die nutzenden, ob es den Chat an
einen mitarbeiter oder eine mitarbeiterin
weiterleiten darf. der nrWbot merkt sich die
antwort und analysiert diese, sodass er ähn-
liche fragen in Zukunft automatisch richtig
beantworten kann.

Für einfache Anfragen an die Verwaltung wurde ein intelligentes
Dialogsystem - ein so genannter Chatbot - entwickelt, das online 
erreichbar ist und normale menschliche Sprache versteht

NRWBot unterstützt Land und Kommunen in NRW 

W

▲ Ein Chatbot für NRW soll es Bürgern und Bürgerinnen erleichtern, online Anfragen an öffentliche Verwaltungen zu richten 

virtuelle
Helferlein
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Fabio De Luca ist 

tätig bei d-NRW AöR

Janine Pleus ist 

tätig bei d-NRW AöR

� Cio nrW = beauftragter der landesregierung nordrhein-
Westfalen für informationstechnik
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Bürgerservice verbessern der branchen-
verband der digitalen Wirtschaft bitkom hat
in einer aktuellen studie2 mehr als tausend
Personen über ihre erfahrungen mit Kun-
denservice befragt. drei Viertel der befrag-
ten gaben an, sich über zeitraubende und
umständliche Kontaktaufnahme geärgert zu
haben. 44 Prozent erklärten, sie hätten nie-
manden erreichen können oder keine ant-
wort erhalten. 15 Prozent bemängelten eine
viel zu späte antwort.
solche negativen erfahrungen können über-
all dort entstehen, wo Hotlines oder Callcen-
ter nicht rund um die uhr besetzt sind oder
ansprechpartner/innen durch standardfälle
und triviales überlastet sind - also auch in
der Kommunalverwaltung. immer mehr un-
ternehmen setzen zur Verbesserung ihrer

Kundenkommunikation auf Chatbots. die-
ses angebot wird gut angenommen. bereits
jede(r) vierte bundesbürger/in kann sich vor-
stellen, sie zu nutzen3.

Nutzen für Kommunen Von diesem nut-
zungsverhalten können auch Kommunen
profitieren. Chatbots können routinefälle
wie das reservieren eines Wunsch-auto-
kennzeichens, das beantragen eines Perso-
nalausweises oder die Verlängerung eines
anwohnerparkausweises auffangen und da-
durch die mitarbeiter/innen entlasten.
die Vorteile für bürgerinnen und bürger lie-
gen auf der Hand. sie können von überall
und rund um die uhr fragen stellen - unab-
hängig von Öffnungszeiten oder auslas-
tung der ansprechpartner/innen. und das

nicht nur auf deutsch: der nrWbot ist auf
mehrsprachigkeit ausgelegt. die Kontakt-
aufnahme ist einfach und kostenfrei, es gibt
keine Warteschleife. die antwort erfolgt je-
derzeit innerhalb weniger sekunden. 
um den Chatbot zu verwenden, brauchen
bürgerinnen und bürger keine app auf ihrem
mobilgerät zu installieren. das tool kann
über die kommunale internetseite, per face-
book messenger oder per telegram-Chat auf-
gerufen werden. das Projekt wird am 5. sep-
tember 2017 beim ÖV-symposium in dort-
mund vorgestellt. Weitere informationen
gibt es im internet unter www.d-nrW.de . ◼

2 https://www.bitkom.org/themen/technologien-softw-
are/digital-office/Chatbots.html 

3  https://www.bitkom.org/Presse/Presseinformation/Jed-
er-Vierte-will-Chatbots-nutzen.html 

Mitgliederversammlung und 
Gemeindekongress 2017

Bei der 22. Mitgliederversammlung des StGB NRW Ende
November in der Stadthalle Düsseldorf stehen 
kommunalpolitische Forderungen des Verbandes an die
neue NRW-Landesregierung im Mittelpunkt

m 23. november 2017 hält der
städte- und gemeindebund

nrW seine 22. mitgliederversamm-
lung ab. Wie bereits 2014 wurde die
stadthalle düsseldorf ausgewählt, da
sie verkehrsgünstig gelegen ist und
moderne, ansprechende räumlichkei-
ten bietet. schließlich erwartet der
kommunale spitzenverband mehr als
1.400 delegierte aus seinen 359 mit-
gliedskommunen. der parallel stattfin-
dende gemeindekongress steht unter
dem motto „bürger beteiligen - infra-
struktur ausbauen“. nach seiner sat-
zung beruft der städte- und gemein-
debund nrW jeweils zu beginn einer
ratswahlperiode und zu deren Halb-
zeit eine mitgliederversammlung ein.
nach der nrW-landtagswahl sind jetzt
Präsidium und Hauptausschuss des
Verbandes teilweise neu zu besetzen.
anbei das vorläufige Programm von
mitgliederversammlung und gemein-
dekongress.

10:00 uhr  eröffnung der begleitmesse durch das Präsidium

10:30 uhr  Vorbesprechungen der politischen gruppen 

11:30 uhr  mittagsimbiss in der begleitmesse
12:30 - 13:10 uhr mitgliederversammlung - begrüßung und eröffnung

dr. eckhard ruthemeyer, bürgermeister der stadt soest
Präsident des städte- und gemeindebundes nrW

13:10 - 13:20 uhr grußwort thomas geisel,  oberbürgermeister der stadt düsseldorf

13:20 - 13:50 uhr rede armin laschet mdl, ministerpräsident des landes nrW

13:50 - 14:30 uhr rede Prof. dr. dr. udo di fabio, richter des bundesverfassungsgerichts a. d.

14:30 – 14:35 uhr regularien sowie nachwahlen zu stgb nrW-Hauptausschuss und -Präsidium

14:35 – 15:00 uhr Kaffeepause in der begleitmesse

15:00 – 15:15 uhr Kommunalpolitische forderungen an das Parlament 
eingangsstatement dr. bernd Jürgen schneider
Hauptgeschäftsführer des städte- und gemeindebundes nrW

15:15 - 16:45 uhr Podiumsdiskussion mit fragerunde 
fraktionsvorsitzende der Parteien des nrW-landtages 
moderation michael brocker, freier Journalist Wdr

16:45 uhr schlusswort roland schäfer, bürgermeister der stadt bergkamen
1. Vizepräsident des städte- und gemeindebundes nrW

17:00 uhr Hauptausschuss (nur mitglieder)

ab 17:30 uhr Verbandsabend mit gästen aus Politik, Wirtschaft und Kultur
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Die neue Landesregierung von Nordrhein-Westfalen  
am 30. Juni 2017 hat der vom nrW-land-
tag neu gewählte NRW-Ministerpräsident 
Armin Laschet die mitglieder seiner
regierung vorgestellt. laschet (56) wurde
nach dem studium der rechts- und staats-
wissenschaften und einer ausbildung
zum Journalisten 1994 für die Cdu in den
bundestag gewählt (mandat bis 1998)
und gehörte von 1999 bis 2005 dem euro-
päischen Parlament an. Von 2005 bis 2010

war laschet minister für generationen, familie, frauen und inte-
gration und 2010 kurzzeitig minister für bundesangelegenheiten,
europa und medien im Kabinett von Jürgen rüttgers. der 56-Jähri-
ge gehört dem nrW-landtag seit 2010 an. 2013 wurde er zum Vor-
sitzenden der Cdu-landtagsfraktion gewählt.

Dr. Joachim Stamp
Minister für Kinder, Familie, Flüchtlinge
und Integration
Stellvertretender Ministerpräsident

dr. Joachim stamp gehört dem nrW-
landtag seit 2012 an und ist ebenfalls seit
2012 mitglied im bundesvorstand der fdP.
der 47-Jährige war von 2010 bis 2012 ge-
neralsekretär der fdP nrW. seit 2015 ist

der promovierte Politikwissenschaftler zudem Kreisvorsitzender der
fdP bonn.

Prof. Dr. Andreas Pinkwart
Minister für Wirtschaft, Innovation, 
Digitalisierung und Energie

andreas Pinkwart (57) war bereits von
2005 bis 2010 minister für innovation,
Wissenschaft, forschung und technologie
und stellvertretender ministerpräsident
im Kabinett von Jürgen rüttgers. Von 2002
bis 2010 übte er das amt des Vorsitzenden

des fdP-landesverbandes nrW aus und gehörte 2002 bis 2005 dem
deutschen bundestag an. der diplom-Volkswirt führte von 2011 bis
2017 als rektor die Handelshochschule leipzig.

Karl-Josef Laumann
Minister für Arbeit, Gesundheit und 
Soziales

Karl-Josef laumann (60) war von 2005 bis
2014 abgeordneter des nrW-landtages
sowie von 2005 bis 2010 minister für arbeit,
gesundheit und soziales im Kabinett von
Jürgen rüttgers. 2010 bis 2013 führte lau-
mann die Cdu-landtagsfraktion. anschlie-

ßend arbeitete er als staatssekretär im bundesministerium für ge-
sundheit sowie als beauftragter der bundesregierung für die belange
der Patientinnen und Patienten und bevollmächtigter der Pflege.

Yvonne Gebauer
Ministerin für Schule und Bildung

Yvonne gebauer (51) gehört dem nrW-
landtag seit 2012 an. sie war von 2004 bis
2012 mitglied des rates der stadt Köln. au-
ßerdem ist gebauer seit 2004 bildungspo-
litische sprecherin der fdP-ratsfraktion
Köln.

Ina Scharrenbach
Ministerin für Heimat, Kommunales, Bau
und Gleichstellung

ina scharrenbach (41) ist seit 2012 mitglied
des nrW-landtages und seit dieser Zeit
auch stellvertretende landesvorsitzende
der nrW-Cdu. außerdem hat die diplom-
betriebswirtin seit 2011 den stellvertreten-
den Vorsitz der Cdu im Kreis unna inne.

scharrenbach steht auch der frauen-union nrW sowie der frauen-
union ruhr vor.

Lutz Lienenkämper
Minister der Finanzen

lutz lienenkämper (48) ist seit 2005 ab-
geordneter im landtag nrW und führte
2009 bis 2010 das ministerium für bauen
und Verkehr im Kabinett von Jürgen rütt-
gers. lienenkämper nahm von 2010 bis
2012 die aufgabe des stellvertretenden
Vorsitzenden der Cdu-landesfraktion

wahr. seit 2012 war der Volljurist und rechtsanwalt zudem Parla-
mentarischer geschäftsführer der Cdu-landtagsfraktion.

Herbert Reul
Minister des Innern

Herbert reul (65) war bereits von 1985 bis
2004 mitglied des nrW-landtages und
von 1991-2003 generalsekretär der nrW-
Cdu. seit 2004 gehörte er zudem dem eu-
ropäischen Parlament an. reul ist seit
2005 mitglied im Vorstand der europäi-
schen Volkspartei (eVP) und seit 2012 Vor-

sitzender der Cdu/Csu-gruppe im europäischen Parlament sowie
beratendes mitglied im Präsidium der Cdu deutschlands.
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Peter Biesenbach
Minister der Justiz

Peter biesenbach (69) gehört dem nrW-
landtag seit dem Jahr 2000 an und übte
dort von 2005 bis 2010 das amt des Parla-
mentarischen geschäftsführers der Cdu-
fraktion aus. außerdem war der rechtsan-
walt von 2010 bis 2017 deren stellvertre-
tender Vorsitzender.

Dr. Stephan Holthoff-Pförtner
Minister für Bundes- und Europa-
angelegenheiten, Internationales 
und Medien

dr. stephan Holthoff-Pförtner (68) be-
treute seit 2016 als landesschatzmeister
die finanzen der nrW-Cdu. seit 1990 war
der rechtsanwalt als notar tätig gewesen.

Klaus Kaiser
Parlamentarischer Staatssekretär

Klaus Kaiser (60) gehört dem nrW-
landtag seit 2000 an und war dort von
2004 bis 2005 als kulturpolitischer
sprecher der Cdu-fraktion tätig. Von
2005 bis 2010 hatte er die aufgabe des
bildungspolitischen sprechers der Cdu-
landtagsfraktion. außerdem war Kai-

ser von 2010 bis 2017 deren stellvertretender Vorsitzender.

Hendrik Wüst
Minister für Verkehr

Hendrik Wüst wurde 2005 in den nrW-
landtag gewählt. Vorher war der rechts-
anwalt als generalsekretär der nrW-Cdu
tätig gewesen. Von 2010 bis 2017 nahm
der 42-Jährige die aufgabe des wirt-
schaftspolitischen sprechers der Cdu-
landtagsfraktion wahr. 

Christina Schulze Föcking
Ministerin für Umwelt, Landwirtschaft,
Natur- und Verbraucherschutz

Christina schulze föcking gehört dem
nrW-landtag seit 2010 an. Von 2014 bis
2017 war die staatlich geprüfte landwirtin
stellvertretende Vorsitzende der Cdu-
landtagsfraktion. die 40-Jährige ist seit
2014 Vorsitzende des bundesfachaus-

schusses landwirtschaft und ländlicher raum der bundes-Cdu.

Isabel Pfeiffer-Poensgen
Ministerin für Kultur und Wissenschaft

isabel Pfeiffer-Poensgen (63) war von 1989
bis 1999 Kanzlerin der Hochschule für mu-
sik in Köln. danach arbeitete sie bis 2004
als beigeordnete für Kultur und soziales in
der stadt aachen. die Volljuristin stand au-
ßerdem von 2004 bis 2017 als generalse-
kretärin der Kulturstiftung der länder vor.
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P Nachbarrechtsgesetz
Nordrhein-Westfalen

Von Detlef Stollenwerk, Kommentar, 4. Aufla-
ge 2017, 19,80 Euro, 126 Seiten, kartoniert,
Format 16,5 x 23,5 cm, Kommunal- und Schul-
verlag; ISBN 978-3-8293-1301-8

an erläuterungen und Klarstellungen zum nach-
barrecht besteht ein immer größerer bedarf.
Hinzu kommt bei zunehmend sensibilisiertem 
umweltbewusstsein das schutzbedürfnis der
bevölkerung vor störenden und schädlichen um-
welteinflüssen.

diese entwicklung führt nicht nur in den städ-
ten, sondern auch immer mehr in ländlichen ge-
bieten zu Konflikten zwischen unterschiedlichen
interessen (so bei grundstückseigentümern und
Pächtern, Vermietern und mietern oder mietern
untereinander). die 4. auflage des Praxis-Kom-
mentars stellt das nachbarrecht in nordrhein-
Westfalen ausführlich dar und berücksich-
tigt neben der aktuellen gesetzeslage die 
zwischenzeitlich erfolgte entwicklung im nach-
barrecht (vor allem in der rechtsprechung).
nachbarrechtliche Problempunkte, wie z. b.:
grenzabstände für gebäude, Wärmedämmung
und grenzständige gebäude, fenster- und licht-
recht, nachbar- und grenzwände, Hammer-

schlags- und leiterrecht, Höherführen von
schornsteinen, lüftungsleitungen, antennen-
anlagen, bodenerhöhungen und aufschich-
tungen, einfriedigungen, grenzabstände für
Pflanzen, werden übersichtlich und allgemein
verständlich erläutert.
der titel ist ein praxisnaher ratgeber für öffent-
liche Verwaltung und schiedsstellen, rechtsan-
wälte und gerichte, architekten, grundstücks-,
Haus- und Wohnungseigentümer, Vermieter,
mieter und Pächter, Verbände und institutionen,
genossenschaften und Kirchen, jede(n) interes-
sierte(n) bürger(in).

az.: 20.�.�.8-004/00�
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BÜCHER

lichkeit von lmmissionsschutzanlagen. 
K 8 - bundesmeldegesetz (bmg): der text
des aktuellen bmg wird in die PraXis ein-
gestellt.

az.: �3.0.�.002/00�

Beihilfenrecht 
Nordrhein-Westfalen
Unterstützungsgrundsätze, Vorschussrichtli-
nien - Kommentar von Karl-Heinz Mohr, Mi-
nisterialrat a. D., und Horst Sabolewski, Re-
gierungsdirektor im Finanzministerium des
Landes NRW. 108. Ergänzungslieferung,
Stand Mai 2017, 392 Seiten, 95,90 Euro. Lo-
seblattausgabe: Grundwerk 3.860 Seiten,
DIN A5, in drei Ordnern, 139 Euro bei Fort-
setzungsbezug, zzgl. Ergänzungslieferungen
(299 Euro bei Einzelbezug). Digitalausgabe:
Lizenz für 1 Nutzer 399 Euro, 2 Nutzer 690
Euro, 3 Nutzer 1.035 Euro (jeweils im Jahres-
abonnement, inkl. Updates), weitere Preise
auf Anfrage. ISBN 978-3-7922-0153-4 (Print),
ISBN 978-3-7922-0204-3 (Digital), Verlag W.
Reckinger, Siegburg

mit der 108. ergänzungslieferung (stand
mai 2017) werden die durch die siebte Än-
derungsverordnung vom 16. dezember
2016 erfolgten Änderungen im Verord-
nungstext der bVo sowie die zum 15. sep-
tember 2016 erfolgten Änderungen der
Verwaltungsvorschriften (VVzbVo) bis ein-
schließlich § 5g bVo in das Werk eingefügt.
ferner enthält die ergänzungslieferung die
erläuterungen zu § 4i bVo. sobald die Än-
derungen der Verwaltungsvorschriften ver-
öffentlicht sind, erfolgt eine umfassende
aktualisierung der erläuterungen zu § 4
bVo und insbesondere zu den §§ 5 bis 5g
bVo. Vervollständigt wird die ergänzungs-
lieferung durch die teilweise aktualisierung 
der im teil H (Krankenhausrecht) abge-
druckten Vereinbarungen zum fallpau-
schalensystem für Krankenhäuser.

az.: �4.5.�-00�

Datenschutzrecht
Kommentar, Bundesdatenschutzgesetz - Eu-
ropäische Datenschutz-Grundverordnung -
Datenschutzgesetze der Länder - Bereichs-
spezifischer Datenschutz. Von Dr. jur. Lutz
Bergmann, Regierungsdirektor a. D., Dipl.-
Verwaltungswirt (FH) Roland Möhrle und

mermann. KOMMUNAL- UND SCHUL-VER-
LAG, 65026 Wiesbaden, Postfach 3629, Tele-
fon 0611-88086-10, Telefax 0611-88086-77,
www.kommunalpraxis.de , E-Mail: info@
kommunalpraxis.de 

die vorliegende (nicht einzeln erhältliche)
lieferung enthält:

528. nachlieferung | Juni 2017 | 79,90 euro

d 1b -Vergaberecht (Vob, Vol, Vof und
rPW, sektVo, VsVgV, VgV und gWb) - von
Johannes-ulrich Pöhlker, ltd. Verwaltungs-
direktor, referent beim Hessischen städte-
und gemeindebund, dr. lrene lausen, mi-
nisterialrätin, referatsleiterin beim Hessi-
schen ministerium für Wirtschaft, energie,
Verkehr und landesentwicklung, und Hans-
Peter müller, dipl. Verwaltungswirt im bun-
desministerium für Wirtschaft und energie:
Zum 18.04.2016 sind die für die durchfüh-
rung der europaweiten ausschreibungsver-
fahren bestehenden eu-Vergaberichtlinien
über die öffentliche auftragsvergabe, über
die Vergabe von aufträgen in den bereichen
Wasser-, energie- und Verkehrsversorgung
sowie der Postdienste (sektoren) und über
die Vergabe von Konzessionen in inner-
staatliches recht umgesetzt worden. 
die einzelheiten des Vergabeverfahrens
werden in der Vergabeordnung (VgV), wel-
che auch den bisherigen abschnitt 2 der
Vol/a und die regelungen der Vof bein-
halten, der sektorenverordnung (sektVo),
der Verordnung über die Vergabe in den be-
reichen Verteidigung und sicherheit
(VsVgV) und der Konzessionsvergabever-
ordnung (KonzVgV) geregelt. Weiter gelten
zurzeit für das innerstaatliche ausschrei-
bungsverfahren die Vob/a (abschnitt 1)
und die Vol/a (abschnitt 1). diese liefe-
rung besteht aus den dazu entsprechenden
texten. die Kommentierungen werden suk-
zessive an die neue rechtslage angepasst.

f 3a nW - erschließungsbeitragssatzung
nordrhein-Westfalen - von dr. Johannes
osing, städte- und gemeindebund nord-
rhein-Westfalen: der beitrag wurde über-
arbeitet. mit aufgeführt wurden häufig auf-
tretende Problemkreise aus der Praxis wie
die behandlung von (un)selbstständigen
stichwegen, der Halbteilungsgrundsatz, die
abgrenzung von an- und Hinterliegern (be-
reitet den Praktikern große Probleme), die
Verjährung (neuere rspr.), die gerichtliche
Überprüfbarkeit der satzung und die miss-
billigungsgrenze (neuere rspr.), erforder-

Das Beamtenrecht in
Nordrhein-Westfalen
Kommentar von Dipl.-Verwaltungswirt Heinz
D. Tadday und Ministerialrat Dr. Ronald Re-
scher, Ministerium für Inneres und Kommuna-
les Nordrhein-Westfalen. 151. Ergänzungslie-
ferung, Stand April 2017, 380 Seiten, 89,90
Euro. Loseblattausgabe: Grundwerk 3.436 Sei-
ten, Seitenformat DIN A 5, in drei Ordnern, 99
Euro bei Fortsetzungsbezug, zzgl. Ergänzungs-
lieferungen (299 Euro bei Einzelbezug). Digi-
talausgabe: Lizenz für 1 - 3 Nutzer im Jahres-
abonnement 299 Euro (inkl. Updates), weitere
Preise auf Anfrage. ISBN 978-3-7922-0150-3
(Print), ISBN 978-3-7922-0201-2 (Digital), Ver-
lag W. Reckinger, Siegburg

in der ersten Jahreshälfte 2017 wurden wich-
tige dienstrechtliche novellen beschlossen.
neben dem gesetz zur anpassung der
dienst- und Versorgungsbezüge 2017/2018
sowie zur Änderung weiterer dienstrechtli-
cher Vorschriften im land nrW vom 7. april
2017 trat auch das gesetz zur stärkung der
Versorgung bei Pflege und zur Änderung wei-
terer Vorschriften vom 7. april 2017 in Kraft.
der neue § 82a lbg betrifft Zahlungen durch
den dienstherrn bei schmerzensgeldansprü-
chen und der neue § 91a lbg regelt die Ver-
arbeitung von Personalakten im auftrag.
Weitere Änderungen beziehen sich auf die §§
109 abs. 2a, 110 abs. 1 satz 2, 117 abs. 4 und
118 abs. 7 lbg. die neuen Vorschriften wer-
den mit der 151. ergänzungslieferung (stand
april 2017) in das Werk aufgenommen. die
neukommentierung der §§ 42, 44 bis 47, 92,
93, 95 bis 97, 103, 104, 107 und 115 wird ein-
gearbeitet.

az.: �4.0.�

Praxis der Kommunal-
Verwaltung
Ratgeber für die tägliche Arbeit aller Kom-
munalpolitiker und der Bediensteten in Ge-
meinden, Städten und Landkreisen (Lose-
blattsammlung inkl. 3 Online-Zugänge / auch
auf DVD-ROM erhältlich). Herausgegeben
von: Jörg Bülow, Dr. Jürgen Busse, Dr. Jürgen
Dieter, Werner Haßenkamp, Prof. Dr. Hans-
Günter Henneke, Dr. Klaus Klang, Prof. Dr.
Hubert Meyer, Prof. Dr. Utz Schliesky, Prof.
Dr. Gunnar Schwarting, Prof. Dr. Christian O.
Steger, Hubert Stubenrauch, Prof. Dr. Wolf-
Uwe Sponer, Johannes Winkel und Uwe Zim-
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Gesetzessammlung für
die kommunale 
Vollstreckungspraxis

Herausgegeben vom Fachverband der Kom-
munalkassenverwalter e. V. - Schriftleitung:
Hans-Jürgen Glotzbach. 26. Ergänzungsliefe-
rung, Stand April 2017, 404 Seiten, 89,90
Euro. Loseblattausgabe, Grundwerk 2.978
Seiten, Seitenformat DIN A 5, in zwei Ord-
nern, 118 Euro bei Fortsetzungsbezug, zzgl.
Ergänzungslieferungen (199 Euro bei Einzel-
bezug). Digitalausgabe: Lizenz für 1-3 Nutzer
im Jahresabonnement 169 Euro (inkl. Up-
dates), weitere Preise (Kombination
Print+Digital, Mehrfachlizenzen) auf Anfra-
ge. ISBN 978-3-7922-0139-8 (Loseblatt),
ISBN 978-3-7922-0094-0 (Digital), Verlag W.
Reckinger, Siegburg

die 26. ergänzungslieferung (stand april
2017) bezieht sich insbesondere auf die er-
folgten gesetzesänderungen der abgaben-
ordnung, des gewerbesteuergesetzes, des
sozialgesetzbuches - Zwölftes buch, der Zi-
vilprozessordnung sowie der lnsolvenzord-
nung. der gesetzentwurf der bundesregie-
rung zur Verbesserung der rechtssicherheit
bei anfechtungen nach der insolvenzord-
nung und nach dem anfechtungsgesetz
wurde nach einer langen Vorlaufzeit end-
lich verabschiedet. 

mit dem „gesetz zur Verbesserung der
rechtssicherheit bei anfechtungen nach
der insolvenzordnung und nach dem an-
fechtungsgesetz“ vom 29. märz 2017 (bgbi.
i s. 654} wurden die anfechtungsbestim-
mungen der insolvenzordnung geändert.
die wichtigsten Änderungen finden sich in
den §§ 133 und 143 der lnsolvenzordnung.
außerdem beinhaltet die ergänzungsliefe-
rung die neuen Pfändungsfreigrenzen des
§ 850c ZPo, die zum 1. Juli 2017 in Kraft 
treten.

az.: 4�.��.�

Das Widerspruchs-
Verfahren in der Praxis

Leitfaden mit Arbeitshilfen, Mustern und
Schriftsätzen. Von Wedekind, Ltd. Magis-
tratsdirektorin, 2017, 2., überarbeitete Auf-
lage, 244 Seiten, 27,80 Euro, ISBN 978-3-415-
06058-6, Richard Boorberg Verlag GmbH &
Co KG, Stuttgart

Professor Dr. jur. Armin Herb, Rechtsanwalt,
erschienen im Richard Boorberg Verlag
GmbH & Co KG; bestellung@boorberg.de ;
www.boorberg.de ,Loseblattwerk, etwa
3.660 Seiten, 96 Euro einschl. 3 Ordnern und
CD-ROM ISBN 978-3-415-00616-4

der in Wirtschaft und Verwaltung aner-
kannte Kommentar bietet zum komplizier-
ten datenschutzrecht des bundes und der
länder eine umfassende und detaillierte
darstellung auf aktuellem stand. eine Viel-
zahl von diagrammen, mustern und tabel-
len macht das datenschutzrecht klar und
verständlich.
alle Änderungen des bdsg vollständig
kommentiert, praxisgerechte Kommentie-
rung des bdsg unter berücksichtigung neu-
er entwicklungen (z. b. Cloud Computing)
mit Checklisten, Übersichten und schaubil-
dern, text des bundesmeldegesetzes, alle
landesdatenschutzgesetze sowie das ldsg
bW mit anmerkungen, multimedia und da-
tenschutz: mit der 50. ergänzung neu bear-
beitet, datenschutzgesetze der Kirchen, da-
tenschutzvorschriften aus allen büchern
des sgb mit erläuterungen, mit der 50./51.
el: eu-datenschutz-grundverordnung mit
einer systematischen einführung und einer
synopse bdsg - eu-ds-gVo sowie ersten
Kommentierungen der eu-ds-gVo (art. 1,
30 und 32) mit formularen für die Praxis,
arbeitshilfen und sachregister auf Cd-
rom.
die 52. ergänzungslieferung, erschienen
am 13. Juni 2017, ist auf dem stand märz
2017. diese enthält u. a.: § 6 b bdsg: Ände-
rungen aufgrund des Videoüberwachungs-
verbesserungsgesetzes, § 32 bdsg: Überar-
beitung der beschäftigten-datenschutzre-
gelungen, Änderungen des Hessischen da-
tenschutzgesetzes, Änderungen beim tele-
mediengesetz (tmg) durch das 2. tmg-Än-
derungsgesetz, Änderungen beim bundes-
meldegesetz (bmg), textkorrekturen des
eu-gesetzgebers bei der eu-ds-gVo.
Weitere Kommentierungen zur eu-ds-gVo
im teil iX: 
art. 2 sachlicher anwendungsbereich (mit
gesetzgebungs-Übersicht), 
art. 28 auftragsverarbeiter: mit Übersicht
sowie mustervertrag, 
art. 35 datenschutz-folgenabschätzung:
mit Prüfschema und Checkliste
art. 36 Vorherige Konsultation der auf-
sichtsbehörde, art. 59 tätigkeitsbericht der
aufsichtsbehörden

az: �7.�.�.

Datenschutz in 
Nordrhein-Westfalen

2. aktualisierte Auflage, Achim Richter, Su-
sanne Fries, Praxis-Handbuch für Behörden
und Verwaltung, mit Erläuterungen zur neu-
en Europäischen Datenschutz-Grundverord-
nung. 296 Seiten, gebunden, 24,95 Euro,
ISBN 978-3-8029-1586-4, WALHALLA Fach-
verlag, Regensburg 2017, www.walhalla.de ,
auch als E-Book erhältlich, Kontakt und wei-
tere Informationen über die Pressestelle des
WALHALLA Fachverlags, Büro Berlin, Schiff-
bauerdamm 5, 10117 Berlin, Tel. 030-
275729-13, Fax -20, presse@walhalla.de 

datenschutzrecht ist grundrechtschutz. die
Verwaltung in nrW hat dabei besondere
Vorgaben zu beachten, die vom bundesda-
tenschutz abweichen. Zudem bedeuten die
neuerungen der europäischen daten-
schutz-grundverordnung weitere anforde-
rungen an die öffentlich-rechtliche daten-
verarbeitung. damit das spannungsver-
hältnis zwischen arbeitsauftrag und schutz
des einzelnen gelingt, erklärt das Praxis-
Handbuch datenschutz in nordrhein-West-
falen auf aktuellem rechtsstand alle the-
men des datenschutzes: rechtsgrundlagen
des datenschutzes, grundbegriffe - von der
akte zur datei, besonderheiten im arbeits-
und dienstverhältnis, ausblick auf die Än-
derungen durch die neue datenschutz-
grundverordnung, Checklisten und muster-
formulare. die arbeitshilfe datenschutz in
nordrhein-Westfalen aus dem WalHalla
fachverlag richtet sich an alle juristischen
Personen des öffentlichen rechts nord-
rhein-Westfalens wie behörden des landes,
gemeinden, Zweckverbände, landkreise so-
wie Körperschaften, anstalten und stiftun-
gen des öffentlichen rechts.
susanne fries, verfügt über umfassende er-
fahrung mit individual- und kollektivar-
beitsrechtlichen fragen in einem arbeitge-
berverband; seit 1999 tätigkeit bei einer
Körperschaft des öffentlichen rechts,
langjährige beschäftigung mit dem daten-
schutzrecht als behördliche datenschutz-
beauftragte, wissenschaftliche Veröffentli-
chungen in verschiedenen rechtsberei-
chen, rechtsanwältin in essen.
achim richter m.a., †, war fachanwalt für
arbeitsrecht sowie rechtsanwalt, berater
und trainer im arbeits- und tarifrecht des
öffentlichen und kirchlichen dienstes.

az: �7.�.�.
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BÜCHER

der leitfaden bietet einen umfassenden
und konzentrierten Überblick über das ver-
waltungsgerichtliche Vorverfahren nach
den §§ 68 ff. Vwgo. das Konzept über-
zeugt: die darstellung orientiert sich am
ablauf des Widerspruchsverfahrens und
enthält eine praktische anleitung für die
rechtssichere erstellung von Widerspruchs-
bescheiden.

Zu den behandelten themen gehören u. a.:
• einlegung eines Widerspruchs per e-mail
• Verlängerte Klagefrist bei falscher rechts-

mittelbelehrung
• ersatzzustellung und elektronische Zu-

stellung

die autorin vermittelt die grundlagen und
zentralen Problemstellungen und weist auf
mögliche fehlerquellen hin. aufbau und in-
halt des Widerspruchsbescheides sowie des
abhilfebescheides bilden den schwerpunkt
der erläuterungen. in einem eigenen Kapi-
tel sind die besonderheiten der Zustellung,
der Verjährung und Vollstreckung sowie
der erstattung von Kosten im Vorverfahren
zusammengefasst.

Zahlreiche muster, arbeitshilfen und
schriftsätze erleichtern die umsetzung der
gesetzlichen Vorgaben und liefern wertvol-
le tipps für die effektive und professionelle
fallbearbeitung. die 2. auflage enthält zu-
sätzliche muster, z. b. zur

• nichtabhilfe
• gewährung eines Wiedereinsetzungsan-

trags
• benachrichtigung über die bekanntma-

chung der öffentlichen Zustellung

der leitfaden ist ein unverzichtbares ar-
beitsmittel, z. b. für mitarbeiter in den
rechts- und fachämtern und zwar soweit
das Widerspruchsverfahren dort zur an-
wendung gelangt (vgl. § 110 Justg). 

az.: �0.�.�5

Handbuch für das 
Verwaltungs-
Zwangsverfahren

Herausgegeben vom Fachverband der Kom-
munalkassenverwalter e. V., bearbeitet vom
Bundesausschuss für das Verwaltungs-
zwangsverfahren. Schriftleitung: Hans-Jür-

gen Glotzbach. 65. Ergänzungslieferung,
Stand April 2017, 286 Seiten, 74,90 Euro.
Loseblattausgabe: Grundwerk 3.144 Seiten,
Seitenformat DIN A 5, in zwei Ordnern, 139
Euro bei Fortsetzungsbezug, zzgl. Ergän-
zungslieferungen (219 Euro bei Einzelbe-
zug). Digitalausgabe: Lizenz für 1 - 3 Nutzer
im Jahresabonnement 239 Euro (inkl. Up-
dates), weitere Preise auf Anfrage. ISBN
978-3-7922-0140-4 (Print), ISBN 978-3-
7922-0093-3 (Digital), Verlag W. Reckinger,
Siegburg

mit der 65. ergänzungslieferung (stand
april 2017) wird eine Änderung des § 261
ao eingearbeitet, die eine Klarstellung her-
beiführt, unter welchen Verhältnissen an-
sprüche aus dem steuerschuldverhältnis
niedergeschlagen werden dürfen. neu auf-
genommen wird auch die Verfahrensweise
hinsichtlich der Weiterberechnung von
säumniszuschlägen.

die bundesregierung hat am 21. november
2016 das gesetz zur durchführung der Ver-
ordnung (eu) nr. 655/2014 sowie zur 
Änderung zivilprozessualer, grundbuch-
rechtlicher und vermögensrechtlicher Vor-
schriften und zur Änderung der Justizbei-
treibungsordnung veröffentlicht. der we-
sentliche teil des gesetzes befasst sich mit
der nationalen umsetzung der Verordnung
nr. 655/2014 des europäischen Parlaments
und rates vom 27. Juni 2014 über den euro-
päischen beschluss zur vorläufigen Konten-
pfändung.

mit dem neuen Verfahren steht zur siche-
rung bereits fälliger forderungen in Zivil-
und Handelssachen bei grenzüberschrei-
tenden rechtssachen in allen mitgliedstaa-
ten (mit ausnahme des Vereinigten König-
reichs und dänemarks) ein mit dem arrest
vergleichbares sicherungsmittel zur Verfü-
gung. mittels der Verordnung und deren
nationaler umsetzung soll es gläubigern
erleichtert werden, ihre forderungen gegen
säumige schuldner europaweit beizutrei-
ben.

az.: 41.��.�

Gewerbesteuergesetz
Kommentar von Glanegger / Güroff; 9., völlig
neu bearbeitete Auflage 2017. Buch. XXV,
1.243 S., Hardcover (in Leinen); C.H.BECK
ISBN (http://www.beck-shop.de/Glanegger-

Gueroff-Gewerbesteuergesetz-GewStG/
productview.aspx?product=15999322 ),
ISBN: 978-3-406-68871-3; Format (B x L):
12,8 x 19,4 cm, Gewicht: 1.049 g, Preis 99
Euro (inkl. MwSt.)

gewerbesteuer, gewinnermittlung nach
estg und Kstg, gesellschaftsrecht, um-
wandlungs(steuer)recht, gemeinnützig-
keit. Wer sich mit gewerbesteuer beschäf-
tigt, braucht mehr als „nur“ eine Kom-
mentierung des gewerbesteuergesetzes.
im „glanegger/güroff“ sind daher zusätz-
lich alle Vorschriften mit schnittstellen
zum gewstg mit erläutert.
die autoren sind erfahrene finanzrichter,
die u. a. wertvolle Hinweise für rechts-
mittel (revision) geben. besonders hilfreich
bei der täglichen arbeit sind auch die zahl-
reichen darstellungen in abC-form (dau-
erschulden, gemeinnützige Zwecke, miet-
und Pachtzinsen, (nicht)selbstständige 
tätigkeit, öffentliche unternehmen, ver-
deckte gewinnausschüttungen u. v. m.).
die völlig neubearbeitete 9. auflage be-
rücksichtigt u. a. folgende gesetzesände-
rungen:

• Kroatienanpg
• Zollkodexanpg
• steueränderungsg 2015
• bePs-umsg, u. a. mit dem neuen § 7a

gewstg
• gesetz zur Weiterentwicklung der steu-

erlichen Verlustverrechnung bei Körper-
schaften sowie umfangreiche rechtspre-
chung, zahlreiche Verwaltungsanwei-
sungen, einschließlich gewstH 2016, und
einschlägige literatur. 

Zielgruppe sind richter, rechtsanwälte,
steuerberater, finanzgerichte, finanzver-
waltung, unternehmen, Kommunen. die
autoren: georg güroff ist Vorsitzender
richter am finanzgericht a. d., dr. Johannes
selder ist richter am bundesfinanzhof, und
dr. ludwig Wagner ist richter am finanz-
gericht.

az.: 4�.6.2.�-002/004 mu ◼
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Beck-KOMMUNALPRAXIS Nordrhein-Westfalen PLUS

Mehr als 21.800 Seiten landesspezifische Kommentierungen und Darstellungen…
Die PRAXIS DER KOMMUNALVERWALTUNG Nordrhein-Westfalen ist das seit Jahrzehnten bewährte Standardwerk mit über 
44.700 bundes- und landesspezifischen Seiten zu allen praxisrelevanten Rechts- und Arbeitsgebieten der kommunalen Verwal-
tung. Kompetente und erfahrene Fachleute aus zuständigen Ministerien, kommunalen Spitzenverbänden, Verwal tungs behörden 
und der sonstigen Rechtspraxis gewährleisten ein Höchstmaß an Kompetenz und Rechtssicherheit zu den zentralen Bereichen:
Kommunalverfassung, Dienstrecht, Finanzen, Allgemeines – Wirtschaft, Vergabe und Verkehr – Sicherheit und Ordnung – 
Soziales, Gesundheit, Schule und Kultur – Bauwesen, Umwelt und Natur.

…dazu das Beck-PLUS: Beck’sche Online-Kommentare, Gesetze, Rechtsprechung, Zeitschriften
Beck’sche Online-Kommentare TVöD, TV-L, TV-L Entgeltordnung, TVöD Entgeltordnungen und VwVfG
Beck’sche Gesetze Digital Nordrhein-Westfalen, Bund, EU
• Landesrecht im Umfang der Beck’schen Loseblatt-Textsammlung Hippel/Rehborn, Gesetze des Landes Nordrhein-Westfalen
• Rund 8.800 Gesetze und Verordnungen des Bundes
• Rund 1.950 internationale und EU-Vorschriften
Rechtsprechung aktuell und im Volltext, Aufsätze zum Kommunalverwaltungsrecht
Zeitschriften mit Archiven
• NVwZ seit 1982, NVwZ-RR ab 1988, KommJur ab Mitte 2005

Infos: www.beck-shop.de/brpy  schon ab € 41,50/Monat
      (zzgl. MwSt., 6-Monats-Abo)

Beck-KOMMUNALPRAXIS 
Nordrhein-Westfalen PLUS
Kommentiertes Landes-, Bundes- und Kommunalrecht
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des rates der region Helsinki. lambertz‘
Wahl entsprang einer Vereinbarung zwi-
schen den fraktionen der sozialdemokra-
tischen Partei europas und der europäi-
schen Volkspartei, die sich nach jeweils
der Hälfte der fünfjährigen mandatsperi-
ode in der adr-führung abwechseln. lam-
bertz bekleidete in der deutschsprachigen
gemeinschaft belgiens mehrfach minis-
terämter. Von 1999 bis 2014 war er zu-
dem ministerpräsident und bis 2016 Prä-
sident des Parlaments.

EU-Ratspräsidentschaft
erstmals an Estland 
die republik estland hat am 1. Juli 2017
vorzeitig für sechs monate die ratspräsi-
dentschaft in der europäischen union
übernommen, weil das Vereinigte König-
reich wegen seines geplanten eu-aus-
tritts auf die ursprünglich für die zweite
Jahreshälfte vorgesehene Präsidentschaft
verzichtet hatte. es ist der erste ratsvor-
sitz von estland seit dem eu-beitritt 2004.
unter dem motto „einigkeit durch gleich-
gewicht“ hat sich die estnische regierung
vier schwerpunkte gesetzt: „eine offene
und innovative europäische Wirtschaft“,
„ein sicheres und geschütztes europa“,
„ein digitales europa und datenfreizügig-
keit“ sowie „ein inklusives und nachhalti-
ges europa“.

Neue EU-Kommissarin
für Digitales 

mariya gabriel ist neue eu-Kommissarin
für digitale Wirtschaft und gesellschaft.
die bulgarin übernahm das amt am 10.
Juli 2017, nachdem das europäische Par-
lament und der rat ihrer ernennung zuge-
stimmt hatten. mit 37 Jahren ist sie die
jüngste Kommissarin seit bestehen der
europäischen Kommission. gabriel trat
die nachfolge von günther oettinger an,
der nach dem Wechsel der bisherigen bul-

Neuer NRW-
Europaminister
stephan Holthoff-Pförtner ist seit ende Ju-
ni 2017 minister für bundesangelegenhei-
ten, europa, internationale beziehungen
und medien in der neuen landesregierung
von nordrhein-Westfalen. der 68-jährige
mitgesellschafter der funke-mediengrup-
pe war erst im november 2016 zum Präsi-
denten des Verbandes deutscher Zeit-
schriftenverleger (VdZ) gewählt worden.
der Jurist wurde zudem durch öffentlich-
keitswirksame mandate bekannt. so ver-
trat er ende der 1990er-Jahre Helmut Kohl
im Zusammenhang mit ermittlungen in
der Cdu-spendenaffäre. außerdem küm-
mert er sich mit Kohls Witwe um den nach-
lass des verstorbenen altkanzlers. der
langjährige europaabgeordnete Herbert
reul ist neuer nrW-innenminister.

Geld für 
Partnerschaftsprojekte 
die gewinner/innen im landeswettbe-
werb „europa bei uns zuhause“ stehen
fest. das land nordrhein-Westfalen för-
dert insgesamt 19 städtepartnerschafts-
projekte von Kommunen und Partner-
schaftsvereinen mit jeweils bis zu 5.000
euro. Zu den Kommunen, die einen Zu-
schuss erhalten, gehören die städte det-
mold, gevelsberg, gütersloh, Haan und
Velbert. ebenfalls über eine förderung
freuen können sich der Verein zur förde-
rung kommunaler Partnerschaften e.V.
dahlem, der Verein für städtepartner-
schaften Kierspe e. V., das Komitee für
städtepartnerschaft der gemeinde not-
tuln e. V. / fachbereich Chodziez sowie die
freunde und Partner vom Kamenicky se-
nov / steinschönau und umgebung e. V.
rheinbach.

Karl-Heinz Lambertz 
an der AdR-Spitze
Karl-Heinz lambertz ist neuer Präsident
des ausschusses der regionen (adr). der
senator der deutschsprachigen gemein-
schaft belgiens wurde am 13. Juli 2017
von den mitgliedern des adr gewählt. der
sozialdemokrat folgte auf den konserva-
tiven finnischen Politiker markku markku-
la, mitglied des stadtrates von espoo und

E U R O PA -
N E W S

zusammengestellt von 
Barbara Baltsch, 

Europa-Journalistin, 
E-Mail: barbara.baltsch@

kommunen-in-nrw.de

EUROPA-NEWS

garischen eu-Kommissarin Kristalina ge-
orgieva zur Weltbank anfang 2017 in das
ressort für Haushalt und Personal 
gewechselt ist. die Philologin und Politik-
wissenschaftlerin gabriel war zuletzt 
abgeordnete der pro-europäischen, libe-
ral-konservativen Partei gerb im europäi-
schen Parlament. 

Deutsch-Polnischer 
Jugendpreis

der Jugendpreis des deutsch-Polnischen Ju-
gendwerks steht unter dem motto „ge-
meinsam in europa. ein Ziel“. bewerben
können sich schulen, nichtregierungsorga-
nisationen und bildungsträger mit deutsch-
polnischen Jugendbegegnungen. die begeg-
nungen sollten vier bis 28 tage dauern und
zwischen dem 1. Januar und 31. oktober
2018 in deutschland oder Polen stattfinden.
auch Projekte mit Partner(inne)n aus einem
drittland sind möglich. in den Kategorien
„schulaustausch“ und „außerschulischer
austausch“ werden jeweils zehn Projekte
gefördert. Zudem wird jeweils ein Haupt-
preis von 3.000 euro verliehen. anmeldun-
gen für den Wettbewerb sind bis zum 20.
september 2017 möglich. Weitere informa-
tionen im internet unter http://www.dpjw.
org/ jugendpreis .

Wettbewerb um 
den Europäischen 
Natura 2000-Preis
die europäische Kommission hat ihren
Wettbewerb um den europäischen natura
2000-Preis begonnen. bewerben können
sich Kommunen und unternehmen, aber
auch grundbesitzende und einzelpersonen,
die im natura 2000-netzwerk organisiert
sind. die Preise werden in fünf Kategorien
verliehen: Kommunikation, sozioökonomi-
scher nutzen, naturschutz, ausgleich unter-
schiedlicher interessen und sichtweisen 
sowie grenzüberschreitende Zusammenar-
beit und Vernetzung. natura 2000 ist ein
netz aus gebieten in der eu, mit dem alle
wichtigen lebensräume und gefährdete ar-
ten geschützt werden sollen. einsende-
schluss ist der 29. september 2017. mehr 
informationen im internet unter 
http:// ec.europa.eu/ environment/ nature/
natura2000/awards/ . ◼
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Flächenmaßstab bei der
Sex-Steuer 
Der Maßstab der „für das Publikum bestimm-
ten Flächen“ ist verfassungsrechtlich zulässig.
Der Begriff „für das Publikum bestimmte Flä-
chen“ des Flächenmaßstabs beim einrichtungs-
bezogenen Steuertatbestand der Sexsteuer
stellt auf die Widmung dieser Flächen ab.
(Amtl. Leitsätze - Auszug)

oVg nrW, beschluss vom 08.06.20�7 
- az.: �4 b 404/�7 -

der antragsteller betreibt einen bordellähnli-
chen saunaclub. die antragsgegnerische ge-
meinde veranlagte ihn zur sexsteuer, ab 2015
anhand des maßstabs aller „für das Publikum
bestimmten flächen mit ausnahme der toi-
letten- und garderobenräume“. Zwischen
den beteiligten war streitig, ob bestimmte
flächen in die steuerberechnung einzubezie-
hen waren. im beschwerdeverfahren wurde
der insoweit gestellte antrag auf gewährung
einstweiligen rechtsschutzes gegen den
steuerbescheid abgelehnt.
nach Wertung des gerichts waren die hier in
rede stehenden räume im 3. obergeschoss
und im dachgeschoss in die der besteuerung
zugrunde zu legende Veranstaltungsfläche
einzubeziehen. es sei nicht überwiegend
wahrscheinlich, dass sie im besteuerungszeit-
raum bis zum ortstermin am 15.09.2016
nicht zu den „für das Publikum bestimmten
flächen“ zählten. dieser begriff grenze sich -
im gegensatz zum früher in der satzung ver-
wendeten begriff der „zugänglichen“ flächen
- nach der einmal erfolgten Widmung der
räumlichkeit, also dem vom Verfügungs-
berechtigten für ihre nutzung durch Willens-
erklärung festgesetzten Zweck. diese er-
klärung könne auch durch schlüssiges 
Verhalten abgegeben werden.
die gemeinde als steuergläubigerin trage
nach allgemeinen grundsätzen die materielle
beweislast für das Vorliegen des besteue-
rungsmerkmals „für das Publikum bestimmte
fläche“ als steuerbegründende und -erhö-
hende tatsache. der nachweis, dass die
räumlichkeiten im 3. obergeschoss und im
dachgeschoss für das Publikum im vorbe-
nannten sinne bestimmt waren, sei vor dem
Hintergrund der objektiven ausgestaltung
der räumlichkeiten mit Whirlpools und bet-
ten in einem bordellartigen betrieb geführt.
die einlassung des antragstellers, die räume
seien 2015 und 2016 nicht mehr zu diesen
Zwecken genutzt worden, sei irrelevant, da es
allein auf die nutzungsbestimmung, nicht auf
die nutzung ankomme. 

auch der Charak-
ter der sexsteuer
als örtlicher auf-
wandsteuer im
sinne des art. 105
abs. 2a gg stehe
dem nicht entge-
gen, da der flä-
c h e n m a ß s t a b 
einen zumindest
lockeren bezug
zum aufwand be-
halte. denn bei
pauschalierender
und typisierender
betrachtung kön-
ne davon ausge-
gangen werden,
dass der umfang
des Vergnügungsaufwands mit der größe ei-
nes betriebes wächst. speziell für bordelle
und ähnliche einrichtungen habe der senat
daher den von der tatsächlichen nutzung
durch Kunden losgelösten flächenmaßstab
für rechtmäßig und das früher maßgebliche
merkmal der Zugänglichkeit der fläche, das
im gegensatz zur Zweckbestimmung täglich
wechseln kann, als wenig praktikabel erach-
tet.
relevant sei somit alleine, ob und wann die
räumlichkeiten hinsichtlich des bisherigen
Zwecks entwidmet worden seien. für diesen
steuermindernden umstand trage der an-
tragsteller schon nach allgemeinen grundsät-
zen die beweislast, im Hauptsacheverfahren
müsse daher zur vollen Überzeugung des ge-
richts, also ohne vernünftigen Zweifel, fest-
stehen, dass und wann die räumlichkeiten
entwidmet worden seien. Verbleibende Zwei-
fel gingen zulasten des antragstellers.

Auswahlentscheidung für
einen Kirmes-Standplatz
Eine Auswahl unter mehreren Bewerbern für
einen Standplatz auf einer Kirmes nach § 70
Abs. 3 GewO muss nach transparenten und
nachvollziehbaren Kriterien erfolgen. (Amtl.
Leitsätze - Auszug)

oVg nrW, beschluss vom �5.05.20�7 
- az.: 4 a �504/�5 -

die Klägerin begehrte ihre Zulassung zur
Cranger Kirmes 2015 neben zwei weiteren
anbietern, die mit einem riesenrad vertreten
sein wollten. der antrag der Klägerin auf Zu-
lassung der berufung hatte keinen erfolg.

im einklang mit ober- und höchstrichterlicher
rechtsprechung sei die Vorinstanz davon aus-
gegangen, dass das auswahlkriterium der
größeren attraktivität einen sachgerechten
gesichtspunkt für die Vergabe von standplät-
zen auf einer Kirmes darstellt, und dem Ver-
anstalter bei der durch § 70 abs. 3 gewo er-
öffneten ausschlussbefugnis ein gerichtlich
nur beschränkt überprüfbarer einschätzungs-
und entscheidungsspielraum eingeräumt ist.
Jeder bewerber um einen standplatz müsse
nach den in den städtischen Zulassungsricht-
linien niedergelegten grundsätzen damit
rechnen, dass sich auswahlentscheidungen
in orientierung am Veranstaltungszweck an
verschiedenen sachgerechten attraktivitäts-
kriterien (neuheiten, optische gestaltung,
fahrweise, Pflegezustand, Warenangebot)
orientieren, wobei eine branchenspezifische
spezifizierung der attraktivitätskriterien aus-
drücklich vorgesehen ist. 
sofern ein bewerber gleichwohl in der fehler-
haften annahme vermeintlich allgemeingül-
tiger anderweitiger maßstäbe seine investiti-
onsentscheidungen vordringlich oder gar
ausschließlich an einzelnen, wenn auch bran-
chentypisch üblichen Kriterien ausrichte, tra-
ge er das wirtschaftliche risiko, das hieraus
folgt. eine hinreichende investitionssicherheit
und Vorhersehbarkeit werde durch das aus
dem gleichbehandlungsgrundsatz folgende
erfordernis gewahrt, dass auswahlkriterien
nach § 70 abs. 3 gewo transparent und nach-
vollziehbar sein müssen, um allen bewerbern
eine hinreichende Chancengleichheit zu ge-
währleisten. entscheidend sei, dass durch die
Verfahrensgestaltung eine sachwidrige Ver-
engung des bewerberkreises vermieden und
gewährleistet werde, dass die auswahl tat-
sächlich unter allen potenziellen bewerbern
erfolgen kann. 
damit der behördlichen ermessensausübung
zum schutz vor willkürlichen entscheidungen
hinreichende grenzen gesetzt werden, müsse
ein system der vorherigen behördlichen ge-
nehmigung zudem auf objektiven, nicht dis-
kriminierenden und im Voraus bekannten Kri-
terien beruhen. dies gelte grundsätzlich,
insbesondere wenn das erfordernis des aus-
schlusses einzelner bewerber im Voraus ab-
sehbar ist, auch für auswahlentscheidungen
nach § 70 abs. 3 gewo von grenzüberschrei-
tendem interesse. die Zulassungsrichtlinien
der beklagten sowie die konkretisierenden
bewertungskriterien genügten diesen trans-
parenzerfordernissen. aus den Zulassungs-
richtlinien ergebe sich für jeden bewerber,
dass attraktivitätskriterien branchenbezogen
näher spezifiziert werden können, sodass ent-

G E R I C H T
IN KÜRZE

zusammengestellt 
von Referent 

Carl Georg Müller, 
StGB NRW

SERVICE RECHT



42 STÄDTE- UND GEMEINDERAT 9/2017

Herausgeber 
Städte- und Gemeindebund
Nordrhein-Westfalen 
Kaiserswerther Straße 199-201
40474 Düsseldorf
Telefon 02 11/45 87-1 
Fax  02 11/45 87-211
www.kommunen-in-nrw.de

Hauptschriftleitung
Hauptgeschäftsführer
Dr. Bernd Jürgen Schneider

Redaktion
Martin Lehrer M. A. (Leitung)
Telefon 02 11/45 87-2 30
redaktion@kommunen-in-nrw.de
Barbara Baltsch
Debora Becker (Sekretariat)
Telefon 02 11/45 87-2 31

Abonnement-Verwaltung
Debora Becker
Telefon 0211/4587-231
debora.becker@
kommunen-in-nrw.de

Anzeigenabwicklung
Krammer Verlag Düsseldorf AG
Goethestraße 75 • 40237 Düsseldorf
Telefon 02 11/91 49-4 55
Fax 02 11/91 49-4 80

Layout
KNM Krammer Neue Medien
www.knm.de

Druck
D+L REICHENBERG GmbH
46395 Bocholt

Gedruckt auf 
chlorfrei gebleichtem Papier

Themenschwerpunkt 
Oktober 2017: Beihilfe

Die Zeitschrift erscheint monatlich mit Doppelnummern
im Februar und Juli. Das Abonnement (Einzelpreis 78 €
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anteilig zurückerstattet. Kein Buchhandelsrabatt. Die
mit dem Namen des Verfassers/der Verfasserin veröf-
fentlichten Beiträge geben dessen/deren persönliche
Meinung wieder. Nachdruck oder elektronische Wie-
dergabe nur mit Genehmigung der 
Schriftleitung. 
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sprechende erkundigungen hierüber ange-
stellt werden können. 
angesichts des Hinweises der Zulassungs-
richtlinien auf branchenbezogene spezifizie-
rungen der attraktivitätskriterien, der den be-
werbern erkundigungen hierüber ermöglicht
hat, bedurfte es zur gewährleistung der er-
forderlichen transparenz und zum aus-
schluss willkürlicher entscheidungen auch
keiner ausschreibung, die selbst schon alle
einzelheiten zu den bewertungskriterien ent-
hielt. es sei höchstrichterlich geklärt, dass sich
ein entsprechendes erfordernis nicht in jedem
fall aus dem transparenzgebot ergibt.

Zulässigkeit eines 
Bürgerbegehrens
Zur Unzulässigkeit des Bürgerbegehrens
„Döpps105“ zur Neugestaltung des Döppers-
berg in der Wuppertaler Innenstadt. (Orientie-
rungssatz)

oVg nrW, urteil vom �3.06.20�7
- az.: �5 a �56�/�5 -

die Kläger vertraten das bürgerbegehren
„döpps105“. dieses hatte sich mit der frage
„sind sie dafür, dass die gesteigerten bau-
und folgekosten der neugestaltung döppers-
berg wie ursprünglich durch den rat beschlos-
sen ausschließlich durch umschichtungen im
Projekt ohne belastung des städtischen Haus-
halts (drittfinanzierung, anpassung der bau-
planung, Änderung von aufträgen) ausge-
glichen werden sollen und der neue ratsbe-
schluss vom 18. november 2013 aufgehoben
wird?“ an die beklagte stadt gewandt. er-
reicht werden sollte die einhaltung des im
Jahr 2010 von der beklagten stadt beschlos-
senen Kostenrahmens für das gesamtprojekt.
nachdem der rat die unzulässigkeit des bür-
gerbegehrens festgestellt hatte, haben die
Kläger Klage beim Verwaltungsgericht düs-
seldorf erhoben. dieses hat die Klage aus pro-
zessualen gründen abgewiesen, weil sie nicht
von allen seinerzeitigen Vertretern des bür-
gerbegehrens erhoben worden war. die da-
gegen gerichtete berufung zum oVg nrW
hatte ebenfalls keinen erfolg.
die Klage scheiterte zunächst aus prozessua-
len gründen: das gericht monierte, den 
Klägern habe innerhalb der maßgeblichen
einmonatigen Klagefrist die Prozessfüh-
rungsbefugnis gefehlt. die Vertreter des bür-
gerbegehrens hätten nur gemeinschaftlich
Klage erheben können. daran fehle es des-
halb, weil sich nur zwei der ursprünglich be-

nannten drei Vertreter des bürgerbegehrens
bis zum ablauf der Klagefrist für eine Klage-
erhebung entschieden hätten. eine nachträg-
liche Heilung habe es nicht gegeben. 
Zugleich habe die Klage aber auch in der sa-
che keinen erfolg. das bürgerbegehren bezie-
he sich zum einen nicht auf eine entschei-
dung über eine angelegenheit der gemeinde
i. s. v. § 26 abs. 1 satz 1 go nrW. aus § 26 abs.
1 satz 1 go nrW ergebe sich, dass ein bürger-
begehren nicht lediglich darauf gerichtet sein
darf, dem rat generelle Vorgaben für eine von
ihm noch zu treffende entscheidung zu ma-
chen. Vielmehr müsse der angestrebte bür-
gerentscheid die abschließende entschei-
dung über eine angelegenheit der gemeinde
anstelle des rats im sinne einer konkreten
sachentscheidung selbst treffen. das bürger-
begehren dürfe auch nicht bloß auf das Ver-
fahren zielen, in dem diese entscheidung ge-
troffen werden soll. unzulässig seien zudem
resolutionsartige meinungskundgaben. 
Vorliegend beziehe sich das bürgerbegehren
zwar auf die beschlusslage im rat und eine
beschlossene finanzielle umschichtung, gebe
jedoch nicht vor, wie genau diese umschich-
tung angesichts der zwischenzeitlich gestie-
genen bau- und folgekosten noch bewerk-
stelligt werden soll. das bürgerbegehren
nennt lediglich in betracht kommende um-
schichtungsalternativen wie die drittfinan-
zierung, die anpassung der bauplanung oder
die Änderung von aufträgen. es stellt aber
nicht klar, welche dieser alternativen konkret
zu einer Kosteneinsparung in einem umfang
führt bzw. führen kann, die die einhaltung des
im ausgangspunkt veranschlagten Kosten-
rahmens ohne den zusätzlichen einsatz städ-
tischer Haushaltsmittel zur folge hätte.
Zum anderen genüge das begehren nicht den
bestimmtheitsanforderungen des § 26 abs. 2
satz 1, abs. 7 satz 1 go nrW. ein bürgerbe-
gehren müsse sich dazu im anschluss an das
gerade gesagte auf eine konkrete, durch die
bürgerschaft zu treffende sachentscheidung
richten, wobei sich der gegenstand dieser
entscheidung unzweideutig aus dem text des
bürgerbegehrens in Verbindung mit der be-
gründung selbst ergeben müsse. der gegen-
stand der in einem Ja/nein-schema zu tref-
fenden (konkreten und abschließenden)
sachentscheidung ergebe sich hier weder aus
dem text des bürgerbegehrens noch aus sei-
ner begründung.
mit blick darauf könne der senat offen lassen,
ob auch der gegenstand des bürgerbegeh-
rens nach § 26 abs. 5 satz 1 nr. 3 go nrW un-
zulässig und das bürgerbegehren zudem auf
ein rechtswidriges Ziel gerichtet ist. ◼
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Beteiligung 
oder Übernahme 
von Krematorien, 

Bestattungswäldern
und alternativen 

Friedhofskonzepten
gesucht.

Beteiligung/
Übernahme gesucht.

Im Auftrag eines sehr erfolgreichen und finanziell 
hervorragend ausgestatteten Unternehmens der 
Bestattungs- und Kremationsbranche suchen wir
deutschlandweit die Beteiligung oder Übernahme an 
bestehenden oder geplanten Krematorien, Bestattungs-
wäldern und alternativen Friedhofskonzepten. 

Unser Auftraggeber verfügt durch seine langjährige 
Erfahrung über die notwendige Kompetenz in der 
Führung von Krematorien, Bestattungsunternehmen 
und Friedhöfen. Er ist mit allen rechtlichen und 
wirtschaftlichen Fragen bestens vertraut.

Wir sichern Ihnen absolute Vertraulichkeit zu und
freuen uns auf den Kontakt mit Ihnen.

Immobilien Services GmbH & Co KG
Max Umbach, Blumenstraße 33
73728 Esslingen am Neckar
Mobil 0151 22 36 94 42

Name, Vorname

Straße, Hausnummer

PLZ, Ort

E-Mail

Coupon:

Bitte senden Sie mir unverbindlich 
Informationen 

  über German Doctors e.V.

  über eine Projektpatenschaft

Werden auch Sie zum Helfer.
Bitte den Coupon ausfüllen, ausschneiden und senden 
an: German Doctors e.V. | Löbestr. 1a | 53173 Bonn

„Es ist schön zu erfahren, dass man 
den Menschen als Arzt direkt und
effektiv helfen kann.“ 
Oliver Ostermeyer

German Doctors e.V.
info@german-doctors.de
Tel.: +49 (0)228 387597-0
Fax: +49 (0)228 387597-20

Spendenkonto
IBAN DE12 5206 0410 0004 8888 80
BIC GENODEF1EK1
www.german-doctors.de
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Kohlhammer
Deutscher Gemeindeverlag

W. Kohlhammer GmbH · 70549 Stuttgart
Fax 0711 7863-8430 · vertrieb@kohlhammer.de

Leseproben und weitere Informationen unter www.kohlhammer.de

Dedy/Schneider

Gemeindeordnung 
Nordrhein-Westfalen
Textausgabe

42., überarbeitete Auflage 2017
VIII, 309 Seiten. Kart. 
€ 10,–
ISBN 978-3-555-01943-7
Kommunale Schriften für Nordrhein-Westfalen

In der Gemeindeordnung NRW hat es seit Erscheinen 
der 41. Auflage im Jahre 2014 zahlreiche Änderun-
gen gegeben, die eine Überarbeitung der Text-
ausgabe dringend erforderlich machten. Mit dem 
Gesetz zur Stärkung der kommunalen Selbstverwal-
tung vom 9. November 2016 wurde etwa die klar-
stellende Regelung aufgenommen, dass Gemeinden 
zur Wahrnehmung spezifischer Interessen von 
Senioren, Jugendlichen, Menschen mit Behinderun-
gen oder anderen gesellschaftlichen Gruppen 
besondere Vertretungen bilden oder Beauftragte 
bestellen können. Eine kurze Einführung erläutert 
die wichtigsten Merkmale des Kommunalverfassungs-
rechts – verständlich geschrieben für haupt- wie 
ehrenamtlich in der Kommunalpolitik Engagierte.

Articus/Schneider

Gemeindeordnung 
Nordrhein-Westfalen
Kommentar

5., aktual. Auflage 2016
XVIII, 575 Seiten. Kart. 
€ 99,–
ISBN 978-3-555-01782-2
Kommunale Schriften für Nordrhein-Westfalen

Die Gemeindeordnung Nordrhein-Westfalen bildet 
die verfassungsrechtliche Grundlage für das Ver-
waltungshandeln der Kommunen in Nordrhein-
Westfalen. Sie ist ständigen Änderungen und Ergän-
zungen unterworfen, die für die kommunale Praxis 
von ausschlaggebender Bedeutung sind. Neuformu-
lierungen oder Änderungen von Gesetzestexten sind 
vielfach für den kommunalen Praktiker nicht ohne 
Weiteres verständlich oder lassen Ermessensspiel-
räume zu, die es näher zu erläutern gilt. 
Diese Aufgabe erfüllt der „Articus/Schneider“ in 
seiner 5. Auflage des Kommentars und stellt damit 
weiterhin das bewährte Nachschlagewerk für die 
kommunale Praxis in NRW dar.

Mengenpreise:

ab 25 Ex. € 8,70

ab 50 Ex. € 8,20

ab 100 Ex. € 7,70

Neu!

Helmut Dedy, geschäftsführendes Vorstandsmitglied des Städtetages Nordrhein-Westfalen,
Dr. Stephan Articus, bis 2016 geschäftsführendes Vorstandsmitglied des Städtetages Nordrhein-Westfalen und 
Dr. Bernd Jürgen Schneider, Hauptgeschäftsführer des Städte- und Gemeindebundes Nordrhein-Westfalen.

GO NRW – Textausgabe und Kommentar




